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Liebe Leserin, lieber Leser,

vielleicht geht es Dir auch so wie mir:  
Irgendwie habe ich das Gefühl, 2023 wird 
nicht ein Jahr sein, an dass wir uns auf den 
ersten Blick gerne zurückerinnern werden. 
Zu viele negative Schlagzeilen haben es 
­beherrscht: Putins Angriffskrieg gegen die 
Ukraine geht unvermindert weiter. Nach 
dem barbarischen Massaker der Hamas am 
7. Oktober herrscht Krieg im Nahen Osten 
mit vielen Toten und großer Zerstörung.  
Und hier in Deutschland können rechtsextre-
me Parteien Wahlerfolge feiern, was mich 
wütend und traurig zugleich macht.

Aber, und das muss ich mir auch immer wieder 
klarmachen, es gibt auch noch eine andere 
Sicht auf die Welt: Deutschland und seine 
europäischen Freunde stehen weiterhin fest 
an der Seite der Ukraine, die Unterstützung 
geht weiter. Im Nahen Osten gibt es inmitten 
von Leid und Zerstörung immer mehr Initiati-
ven für Verständigung und Frieden. Und auch 
hier in Deutschland gibt es eine starke und 
breite Mehrheit, die sich entschlossen gegen 
die Feinde der Demokratie stellt.

Ich selber habe im letzten Jahr ganz viele 
engagierte, interessante und tolle Menschen 
getroffen, dafür bin ich richtig dankbar! Und 
daraus schöpfe ich auch die Kraft fürs kom-
mende Jahr. Lasst uns auch im nächsten Jahr 
wieder alle gemeinsam dafür arbeiten, dass 
diese Welt ein Stückchen besser wird, darauf 
freue ich mich, das motiviert mich und ich 
hoffe, das motiviert auch euch!

Auf ein gutes, gesundes und positives 2024, 
euer...

  
Nasser 

schon ausführlich informiert haben, ist uns 
ein Punkt besonders wichtig: Wir möchten, 
dass diejenigen, die sich engagieren und ihre 
Zeit und Energie einbringen, diese Zeit und 
Energie nicht in Bürokratie und Verwaltung 
stecken müssen, sondern in echte politische 
Arbeit und in Kontakt mit Menschen.

Denn, und das fällt uns immer wieder ein, 
wenn wir an unsere SPD denken: Viele Dinge 
machen eine Partei aus – Tradition, das Pro-
gramm, politische Erfolge. Doch am wich-
tigsten sind die Menschen, sie machen eine 
Partei wirklich aus. 

Sie tragen unsere Botschaften und Werte in 
die Gesellschaft. Sie schaffen es, dass eine 
Partei zur Heimat werden kann, so wie das 
auch bei mir ist. Sie sind die Partei. 

Und daher möchten wir uns an dieser Stelle 
nochmals bei allen bedanken, die im ver- >> 

Liebe Leserin, lieber Leser,

vielleicht geht es Dir auch so wie uns:  
An Silvester fragt man sich: Was, schon wieder 
ein Jahr vorbei? Das Jahr 2023 war für uns 
(und für viele von euch sicher auch) ein sehr 
intensives Jahr mit neuen, spannenden Auf-
gaben, vielen interessanten Begegnungen 
und einem sehr intensiven Wahlkampf. 

Unser Wahlergebnis war – das ist jetzt nichts 
Neues – sehr unbefriedigend, aber ich denke, 
wir haben in einer konstruktiven Analyse die 
richtigen Schlüsse daraus gezogen.

Eine Konsequenz ist zum Beispiel die Neuauf-
stellung unserer SPD hier vor Ort. 2024 wer-
den wir, wenn die Jahreshauptversammlung 
den Plänen zustimmt, mit der Umsetzung 
beginnen und unsere NürnbergSPD noch 
schlagkräftiger und zukunftsfähiger machen. 
Neben anderen Aspekten, über die wir euch 
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Worum geht es beim Heizungsgesetz?

Zunächst erklärte Matthias Miersch, was es 
mit dem Heizungsgesetz auf sich hat und 
was nun zu beachten ist. Mit dem Klima-
schutzgesetz haben wir bereits in der Gro-
ßen Koalition einen großen Erfolg erzielt. 
Das war dringend notwendig, um auch unse-
ren internationalen Verpflichtungen wie 
dem Pariser Klimaabkommen gerecht zu 
werden. Ziel ist die Klimaneutralität bis 
2045. Auf dem Weg dorthin müssen wir 
noch Einiges anpacken. Denn es gibt zwei 
Sektoren, die regelmäßig ihre Einsparziele 
verfehlen: der Wärmesektor und der Ver-
kehrssektor. Das Heizen der Gebäude und die 
Versorgung mit Warmwasser machen mehr 
als ein Drittel des gesamten Energiebedarfs 
unseres Landes aus. Derzeit wird über 80 
Prozent der Wärme noch durch Verbrennung 
von fossilen Energieträgern erzeugt. Mit 
dem Heizungsgesetz wollen wir deshalb die 
Wärmewende in Gang bringen. Nur so errei-
chen wir unsere Klimaziele und machen uns 
unabhängiger von teuren Energieimporten. 

  �von GABRIELA HEINRICH, MdB 

Zum Neujahr tritt es in Kraft: das neue 
Gebäude-Energie-Gesetz (GEG), umgangs-
sprachlich „Heizungsgesetz“. Darüber wurde 
in den letzten Monaten nicht nur kontrovers 
diskutiert. Auch Falschinformationen hielten 
sich hartnäckig und sorgten für Verunsiche-
rung. Deshalb habe ich im Dezember zu ei-
ner Veranstaltung ins Karl-Bröger-Zentrum 
eingeladen: „Das neue Heizungsgesetz – 
was kommt auf uns zu?“. Dafür reiste mein 
Bundestagskollege Dr. Matthias Miersch aus 
Hannover an. Als stellvertretender Vorsitzen-
der der SPD-Bundestagsfraktion für Umwelt, 
Klimaschutz, Energie, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz hat er das Gesetz mitver-
handelt und kann deshalb gut erklären, wor-
auf es jetzt ankommt. Daneben berichtete 
uns Daniel F. Ulrich, Baureferent der Stadt 
Nürnberg, von der kommunalen Wärmepla-
nung bei uns vor Ort in Nürnberg. Mit dabei 
waren über 50 Gäste, die ihre Fragen zu den 
anstehenden Änderungen an die Experten 
richten konnten. 

Klar ist aber auch: Die Wärmewende muss 
sozial gestaltet werden. „Wir müssen Brü-
cken bauen in einer Zeit der Polarisierung“, 
meinte Matthias Miersch. Denn auf der 
einen Seite stehen Menschen, denen der 
Klimaschutz nicht weit und schnell genug 
geht – auf der anderen Seite gibt es Men-
schen, die stark verunsichert sind und Sorgen 
um die Finanzierbarkeit haben. „In der Mitte 
liegt die Lösung“. Der Ausstieg aus dem 
bisherigen Heizsystem soll deshalb schritt-
weise erfolgen und alle mitnehmen. Deshalb 
haben wir uns für eine starke Förderung 
eingesetzt: Wer seine kaputte Heizung durch 
eine klimafreundliche ersetzen muss, kann 
bis zu 70 Prozent Förderung bekommen. 
Konkret heißt das: Neben einer Grundförde-
rung von 30 Prozent der Kosten können 
zusätzliche Förderungen in Anspruch 
genommen werden. Haushalte, die weniger 
als 40.000 Euro versteuerndes Einkommen 
erhalten, können mit einem Einkommensbo-
nus von 30 Prozent rechnen. Wer schnell ist 
und bereits im Laufe des Jahres 2024 die 
Heizung austauscht, bekommt für das Eigen-
heim einen Geschwindigkeitsbonus von 20 
Prozent. Insgesamt darf die Förderung 70 
Prozent der Kosten nicht übersteigen. Bei 
unter 90.000 Euro zu versteuerndem Haus-
haltseinkommen können zudem zinsver-
günstigte Kredite aufgenommen werden. 

Was ändert sich in Nürnberg?

Was ändert sich jetzt also konkret zum 
Neujahr? „Ab 2024 ändert sich für die 

meisten überhaupt nichts, wenn eine 
funktionierende Heizung vorhanden ist“, 
erklärte Matthias Miersch. Das liegt daran, 
dass wir die Vorgaben im Heizungsgesetz 
an die kommunale Wärmeplanung 
geknüpft haben. Zunächst sind also erst 
einmal die Kommunen gefragt. Bis spätes-
tens 2028 müssen alle Kommunen in 
Deutschland ihre kommunale Wärmepla-
nung abschließen. Bei Kommunen mit 
mehr als 100.000 Einwohner_innen gilt 
dies schon ab 2026. 

„Nürnberg hat da einen Startvorteil“, meint 
Planungs- und Baureferent der Stadt Nürn-
berg Daniel F. Ulrich. Die N-ERGIE setzt 
schon seit Längerem auf den Ausbau des 
Fernwärmenetzes. Diese Pläne wurden 
nach dem russischen Angriffskrieg auf die 
Ukraine weiter beschleunigt. „Wir sind des-
halb sehr zuversichtlich, dass wir die Frist 
bis 2026 ohne Weiteres einhalten können“. 
Vielleicht geht es sogar etwas schneller:  
Im Laufe des Jahres 2024 rechnet die Stadt 
mit den Ergebnissen des Wärmeplangut-
achtens. Diese müssen dann vom Stadtrat 
verabschiedet werden – möglicherweise 
bereits Ende 2024 oder Anfang 2025. 

Das Heizungsgesetz unterliegt dem Grund-
satz der Technologieoffenheit. Das heißt: 
Man kann frei wählen, mit welcher 
Heizungsanlage man die neuen Anforde-
rungen erfüllen möchte. Dafür gibt es zahl-
reiche Optionen wie Solarthermie, 
Wärmepumpe, Biogas, biogenes Flüssig-

FRAKTION VOR ORT
DAS NEUE HEIZUNGSGESETZ – WAS KOMMT AUF UNS ZU?

gangenen Jahr Zeit und Energie eingebracht 
haben, die im Wahlkampf an den verschie-
densten Stellen mitgeholfen haben, die große 
und kleine Dinge für unsere SPD geleistet 
haben, in den Ortsvereinen, den Arbeitsge-
meinschaften oder „einfach so“: Danke, danke, 
danke! Ihr seid die SPD! 

2024 hält auch eine weitere Wahl für uns be-
reit, die Europawahl. Eine aus zwei Gründen 
besondere Wahl. Zum einen, und das ist jetzt 
keine Floskel, wird Europa für unser tägliches 
Leben immer wichtiger. Viele Entscheidun-
gen, die uns ganz konkret betreffen, werden 
mittlerweile auf europäischer Ebene getrof-
fen. Und da ist es besonders wichtig, dass es 
eine starke soziale Stimme im Europaparla-
ment gibt, gegen die Konzern-Lobbyisten, 
gegen die spalterischen Nationalisten und 
gegen die Konservativen und Neoliberalen, 
für die der Sozialstaat nur ein Kostenfaktor 
ist. Wir haben da mit Katarina Barley eine 
richtig großartige Spitzenkandidatin, für sie 
und die anderen tollen Kandidat:innen lohnt 
es sich, Wahlkampf zu machen! Und auch in 
Nürnberg haben wir mit Anil Altun als 
Huckepack-Kandidaten einen überzeugten 
sowie überzeugenden Europäer im Rennen.

Und es gibt noch einen zweiten Grund, warum 
wir einen besonderen Blick auf die Europa-
wahl haben sollten: Viele Bürgerinnen und 
Bürger nehmen diese Wahl leider immer 
noch nicht ernst und missbrauchen sie für 
eine „Protestwahl“. Wenn wir da nicht klar 
dagegenhalten und die Wichtigkeit ver-
deutlichen, bekommen wir ein Wahlergeb-
nis, was wir uns alle nicht wünschen und 
unter Umständen ein verheerendes Signal 
aussendet. Daher ist unser Appell: Lasst 
uns einen engagierten, optimistischen und 
fröhlichen Europawahlkampf machen, 
denn Europa ist – trotz aller Defizite – eine 
ganz großartige Sache! Europa ist gut für 
uns in Deutschland und insbesondere für 
uns in Bayern und Franken. Europa ist 
unsere Zukunft – lasst uns diese Zukunft 
aktiv mitgestalten! 

Wir wünschen euch allen einen guten Start 
in ein hoffentlich schönes und erfolgreiches 
Jahr 2024!

Lasst uns die Herausforderungen, die auf uns 
zukommen gemeinsam anpacken. 

Erfolgreiche Parteireform, siegreiche Europa-
wahl und wichtige Demokratiestärkung. Die-
sen Dreiklang werden wir 2024 gemeinsam 
hinbekommen. 

Eure

Nasser, Kerstin und Bernd

gas, Holz oder Pellets. Welche Technologie 
im Einzelfall Sinn macht, hängt von 
verschiedenen Faktoren ab. In Nürnberg 
gebe es Daniel F. Ulrich zufolge drei große 
Kategorien: In der Innenstadt habe der 
Ausbau des Fernwärmenetzes Priorität.  
Einen großflächigen Ausbau von Wärme-
pumpen im Innenstadtbereich könne die 
Stadt nicht stemmen, da diese zu viel 
Strom benötigen. Anders verhält es sich in 
Außengebieten wie Kornburg oder Groß-
gründlach. Dort seien Wärmepumpen eine 
sinnvolle Alternative. Schwieriger sei der 
„Zwischenbereich“, also Gebiete, die nicht 
richtig außerhalb, aber auch nicht richtig 
innerhalb des Kerngebiets der Stadt liegen, 
zum Beispiel Thon. Dort stelle sich die 
Frage: Kann das Fernwärmenetz so weit 
reichen oder müssen Alternativen zur 
Verfügung gestellt werden? „Das ist jetzt 
die Hauptaufgabe des Wärmeplans“, meint 
Daniel F. Ulrich.

Erst einmal heißt es aber: „Keine Panik!“ 
Wer ab 2024 in einem Neubaugebiet baut, 
muss bereits dann auf klimafreundliche 
Heizungen zurückgreifen. Das sei aber 
schon seit Jahren Usus, so Daniel F. Ulrich. 
Für bestehende Gebäude und Neubauten, 
die in Baulücken errichtet werden, sind 
längere Übergangsfristen vorgesehen. Bis 
spätestens 2026 liegt dann ein kommunaler 
Wärmeplan vor, der für mehr Investitionssi-
cherheit sorgt. 

Fest steht: Niemand wird allein gelassen.
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  von Claudia Kupfer-Schreiner, Julia Ringler 
  und Andreas Schreiner   

Der Nahostkonflikt schwappt nach  
Deutschland über

Der Nahostkonflikt zwischen Israel und 
Palästina ist nach dem bestialischen Massaker 
der Hamas in einer unvorstellbar grausamen 
Weise explodiert. Ein Ende der Gewalt ist 
nicht in Sicht, noch nie waren die Gräben so 
tief wie jetzt.

Auch bei uns zeigen sich zunehmend Antisemi-
ten, Rassisten und Verschwörungstheoretiker, 
verbreiten ihre judenfeindliche Hetze und 
­sympathisieren offen mit der Hamas. So waren 
in unserer Stadt rechtsextremistische Schmie-
rereien und Hakenkreuze auf der Zeppelintri-
büne zu sehen, wurde ein jüdisches Mädchen 
an ihrer Schule beschimpft und bedroht. 
Zudem fühlen sich muslimische und arabisch-
stämmige Bürger oft nicht mehr sicher und 
werden gar unter Generalverdacht gestellt. 

Es ist verstörend und vollkommen inakzepta-
bel, wenn in Berlin Menschen das Massaker 

der Hamas feiern. Wir müssen uns entschlos-
sen dagegenstellen. Die konsequente 
Ausschöpfung des Rechtsrahmens bei der 
Bekämpfung antisemitischer und rassistischer 
Straftaten und aktuell insbesondere das Ver-
bot Hamas-naher Organisationen, wie es nun 
konsequent von der Regierung durchgesetzt 
wird, sind unverzichtbar und wichtige Schritte 
zum Schutz jüdischen Lebens in Deutschland. 

Viele Menschen sind fassungslos, sind auf 
der Suche nach seriöser Information und 
nach Austausch. Doch es wird zunehmend 
schwieriger, das Thema Israel und die Paläs-
tinenserfrage offen zu diskutieren, ohne 
dem Vorwurf der Israel- oder sogar Juden-
feindlichkeit ausgesetzt zu sein. Schnell 
gerät man in Verdacht, antisemitische 
Tendenzen zu unterstützen, wenn man sich 
beispielsweise kritisch zur spalterischen 
Politik eines Netanjahu, zu seiner aggressiven 
Siedlungspolitik im Westjordanland äußert 
oder von beiden Seiten, also auch von Israel, 
einen Waffenstillstand fordert. Doch 
natürlich ist das kein Widerspruch zu unserer 
entschlossenen Solidarität mit Israel und 
dem israelischen Volk! Sind kritische Freunde 
nicht die besseren Freunde als die, die eine 
differenzierte Einschätzung unterlassen und 
„still bleiben“?

So verständigten sich die Europäischen 
Sozialdemokrat*innen im November in 
Málaga¹ nach langem Ringen auf folgende 
Position: „…Wir fordern von der Hamas die 
sofortige und bedingungslose Freilassung 
der Geiseln. Israel hat das Recht, sich zu 
­verteidigen, und es hat auch die Pflicht, das 
Völkerrecht und die internationalen Men-
schenrechte vollständig einzuhalten und 
ziviles Leben zu schützen. … Israel und Paläs-
tina haben beide das Recht, in Frieden zu 
leben.“ (eigene Übersetzung)

Raum für eine Diskussion
ohne Denkverbote? 

Die Veranstaltung des Ortsvereins Lichten-
hof am 30. November sollte ein Forum sein 
für offenen Austausch, sollte einen geschütz-
ten Raum bieten für Fragen und Meinungen, 
ohne vorschnell in eine Ecke gestellt zu wer-
den. Ziel der Veranstaltung war es dabei 
nicht, sich auf eine Position zu einigen.  
Es sollte vielmehr darum gehen, Informati-

onslücken zu füllen, nachzufragen und 
Impulse zum Weiterdenken zu bekommen.

„Raum für mehr Zwischentöne“ lautete 
daher das Motto des Abends - ganz im Sinne 
der Resolution der SPD Bayern auf dem klei-
nen Landesparteitag am 4. November 2023² 
„Nie wieder ist jetzt!“, wo es um den Terror 
der Hamas und um Antisemitismus in 
Deutschland geht: „Als SPD setzen wir uns 
ein für einen demokratischen Diskurs in der 
Politik, fordern diesen ein und unterstützen 
unsere Mitglieder dabei.“ 

Nach hinten schauen, nach vorne denken
Wie stark das Bedürfnis nach einem solchen 
demokratischen Diskurs war, wurde schon 
darin deutlich, dass die Veranstaltung mit 
immerhin 30 Personen, auch aus anderen 
Ortsvereinen und Gästen aus dem politi-
schen Spektrum, sehr gut besucht war. 

Als Referent konnten wir Georg Escher 
gewinnen, einen renommierten und 
bundesweit bekannten Journalisten und 
Nahostexperten, lange Jahre außenpoliti-
scher Redakteur bei den Nürnberger Nach-
richten und Mitglied im Bundesvorstand der 
Deutschen Journalist*innen-Union bei ver.di. 
Er bereiste die Region mehrfach und konnte 
deshalb viele Erfahrungen aus erster Hand 
sammeln. Auch im Ruhestand ist er weiter-
hin gefragter Autor und Referent. Zudem 
engagiert er sich bei den Relevanzreportern, 
einer vielversprechenden Initiative, die einen 
unabhängigen und kritischen Lokaljournalis-
mus für Nürnberg und die Region etablieren 
und fördern möchte.

Georg Escher ging einleitend auf die Vorge-
schichte des Konflikts ein, um dann die aktu-
elle Situation in der Konfliktregion in den 
Blick zu nehmen und die von den politischen 
Akteuren diskutierten Ansätze vorzustellen, 
die zu einer friedlichen Koexistenz von Israelis 
und Palästinensern führen könnten.

Durchaus kontrovers, aber ohne Polemik und 
im gegenseitigen Respekt, wurden viele 
„heiße Eisen“ angefasst, prallten wider-
sprüchliche Meinungen aufeinander. So ging 
es um die von der UN offiziell verurteilte 
Siedlungspolitik der israelischen Regierung 
im zerstückelten Westjordanland, dann um 
die zwiespältige Rolle der Vermittler und der 

Anrainerstaaten wie zum Beispiel Syrien, 
dem Libanon, Katar oder Saudi-Arabiens, um 
den sog. „Sicherheitszaun“ zwischen Israel 
und dem Westjordanland u.v.m. 

Schließlich wurde versucht, verschiedene 
Vorstöße zur Lösung der territorialen Proble-
me einzuschätzen: über Trumps absurden 
und zum Scheitern verurteilten „Jahrhun-
dertdeal“ zu den Möglichkeiten und Grenzen 
der von der internationalen Gemeinschaft 
favorisierten Zweistaatenlösung. Es wurden 
auch Alternativen wie die Einstaatenlösung 
oder die Möglichkeit einer Konföderation 
erörtert. Weiterhin wurde die religiöse 
­Dimension des Konfliktes am Beispiel des 
Tempelberges anschaulich erklärt.

Hitzig debattiert wurde über die besondere 
Situation Israels, eines Landes, das seit dem 
ersten Tag seiner Gründung im Mai 1948 in 
seiner Existenz bedroht ist. Darf ein Land, das 
sich permanent im Kriegszustand befindet, 
nicht auf mehr Verständnis von der internati-
onalen Gemeinschaft hoffen, wenn es militä-
risch alles unternimmt, um die Hamas zu ver-
nichten? Ohne Wenn und Aber? Oder muss 
Israel, gerade weil es selbst so schmerzliche 
Erfahrungen gemacht hat, die Menschen-
rechte bei allem, was es tut, umso mehr be-
achten? Jo Biden hat bei einer Rede in Tel Aviv 
an die israelische Führung in diesem Sinne 
appelliert: „Ich warne: Während Sie Wut 
fühlen, lassen Sie sich nicht von ihr verzehren.“ 

Wie stehen wir als Deutsche und als Sozial-
demokrat*innen zu unserer historischen 

Verantwortung, zu unserem Schutzverspre-
chen an die Jüdinnen und Juden? Was genau 
hat Olaf Scholz gemeint, als er davon sprach, 
dass „die Sicherheit Israels Staatsräson ist“ 
und welche Konsequenzen ziehen wir aus 
dem, was der SPD-Parteivorstand am 9. 
Oktober 2023, unter dem Eindruck des Über-
falls der Hamas, beschlossen hat³: „Wir ste-
hen in Entschlossenheit für den Schutz aller 
Jüdinnen und Juden sowie für die unbedingte 
Freiheit jüdischen Lebens in Deutschland ein.“ 

Wege aus dem Hass 
Zum Abschluss seines Vortrags stellte Georg 
Escher verschiedene Friedensprojekte vor, 
die Hoffnung machen:

> �Die Woman Wage Peace, die größte Frau-
en-Friedenbewegung in Israel, die eng mit 
der palästinensischen Bewegung Women 
of the Sun zusammenarbeitet. 

> �Breaking the Silence, eine Initiative israeli-
scher Soldat*innen, die ihre Erfahrungen in 
den besetzten Gebieten öffentlich machen.

> �Kids4peace, eine interreligiöse Jugendbe-
wegung.

> �Parents Circle, ein israelisch-palästinensi-
scher Zusammenschluss von Familien, die 
alle durch den Konflikt ein Familienmit-
glied verloren haben.

> �Peace now, eine Friedensinitiative in Israel, 
die vor allem Mahnwachen und Demonst-
rationen organisiert.

> �Neve Shalom/Wahat al-Salam, eine kleine 
Oase des Friedens, ein von Juden und 
Arabern bewohntes und bewachtes Frie-
densdorf in der Mitte Israels.

ISRAEL UND DIE PALÄSTINENSER –
KEIN RAUM MEHR FÜR ZWISCHENTÖNE?
DISKUSSIONSVERANSTALTUNG DES OV LICHTENHOF: EIN AUSTAUSCH OHNE DENKVERBOTE

Doch all diese Initiativen werden nur einen 
kleinen Beitrag zur Lösung des Nahostkonflik-
tes leisten können, wenn überhaupt. Hass 
und Antisemitismus, auch bei uns, werden 
erst dann ein Ende haben, wenn eine neue 
Generation heranwächst, die ihn überwindet 
und bereit ist für Versöhnung und Frieden. 

Michaela Ahmed, Vorsitzende der AfB, der 
Arbeitsgemeinschaft für Bildung der SPD 
Nürnberg, betonte in diesem Kontext die 
Schlüsselrolle von Schule und Erziehung. 
Lehrer*innen sollten den Mut haben, 
Stellung zu beziehen und Schüler*innen 
verschiedene Perspektiven anbieten. Dabei 
ist nicht in erster Linie Fachwissen gefragt, 
sondern eine pädagogische Haltung, Sensi-
bilität – und auch Mut.

Auch von Schüler*innen kann man im Übri-
gen viel lernen. So hat ein Schüler aus einer 
Gesamtschule in Berlin (SZ vom 4.12.2023, 
Seite 3) die ganze Komplexität der Situation 
mit einer einfachen und klaren Einsicht, Mah-
nung und Aufforderung zugleich, auf den 
Punkt gebracht: „Ich bin halt verärgert, dass  
es Leute nicht hinkriegen, ordentlich darüber 
zu reden, ohne dass jemand sterben muss.“

Quelle: https://www.canva.com

¹ Auszüge aus: PES (Socialists & Democrats): Europe in the 
lead. Progressive solutions to global challenges. Resoluti-
ons adopted by the PES Congress in Málaga on 10 Novem-
ber 2023, S. 44.  
² Der komplette Text ist nachzulesen unter https://bay-
ernspd.de/news/kleiner-parteitag-europa-der-bay-
ernspd-maria-noichl-fuehrt-bayerns-sozialdemokraten-
in-europawahlkampf/
³ https://www.spd.de/aktuelles/detail/news/stopp-dem-
terror-der-hamas-solidaritaet-mit-israel/09/10/2023
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  von Claudia Kupfer-Schreiner, Julia Ringler 
  und Andreas Schreiner   

Der Nahostkonflikt schwappt nach  
Deutschland über

Der Nahostkonflikt zwischen Israel und 
Palästina ist nach dem bestialischen Massaker 
der Hamas in einer unvorstellbar grausamen 
Weise explodiert. Ein Ende der Gewalt ist 
nicht in Sicht, noch nie waren die Gräben so 
tief wie jetzt.

Auch bei uns zeigen sich zunehmend Antisemi-
ten, Rassisten und Verschwörungstheoretiker, 
verbreiten ihre judenfeindliche Hetze und 
­sympathisieren offen mit der Hamas. So waren 
in unserer Stadt rechtsextremistische Schmie-
rereien und Hakenkreuze auf der Zeppelintri-
büne zu sehen, wurde ein jüdisches Mädchen 
an ihrer Schule beschimpft und bedroht. 
Zudem fühlen sich muslimische und arabisch-
stämmige Bürger oft nicht mehr sicher und 
werden gar unter Generalverdacht gestellt. 

Es ist verstörend und vollkommen inakzepta-
bel, wenn in Berlin Menschen das Massaker 

der Hamas feiern. Wir müssen uns entschlos-
sen dagegenstellen. Die konsequente 
Ausschöpfung des Rechtsrahmens bei der 
Bekämpfung antisemitischer und rassistischer 
Straftaten und aktuell insbesondere das Ver-
bot Hamas-naher Organisationen, wie es nun 
konsequent von der Regierung durchgesetzt 
wird, sind unverzichtbar und wichtige Schritte 
zum Schutz jüdischen Lebens in Deutschland. 

Viele Menschen sind fassungslos, sind auf 
der Suche nach seriöser Information und 
nach Austausch. Doch es wird zunehmend 
schwieriger, das Thema Israel und die Paläs-
tinenserfrage offen zu diskutieren, ohne 
dem Vorwurf der Israel- oder sogar Juden-
feindlichkeit ausgesetzt zu sein. Schnell 
gerät man in Verdacht, antisemitische 
Tendenzen zu unterstützen, wenn man sich 
beispielsweise kritisch zur spalterischen 
Politik eines Netanjahu, zu seiner aggressiven 
Siedlungspolitik im Westjordanland äußert 
oder von beiden Seiten, also auch von Israel, 
einen Waffenstillstand fordert. Doch 
natürlich ist das kein Widerspruch zu unserer 
entschlossenen Solidarität mit Israel und 
dem israelischen Volk! Sind kritische Freunde 
nicht die besseren Freunde als die, die eine 
differenzierte Einschätzung unterlassen und 
„still bleiben“?

So verständigten sich die Europäischen 
Sozialdemokrat*innen im November in 
Málaga¹ nach langem Ringen auf folgende 
Position: „…Wir fordern von der Hamas die 
sofortige und bedingungslose Freilassung 
der Geiseln. Israel hat das Recht, sich zu 
­verteidigen, und es hat auch die Pflicht, das 
Völkerrecht und die internationalen Men-
schenrechte vollständig einzuhalten und 
ziviles Leben zu schützen. … Israel und Paläs-
tina haben beide das Recht, in Frieden zu 
leben.“ (eigene Übersetzung)

Raum für eine Diskussion
ohne Denkverbote? 

Die Veranstaltung des Ortsvereins Lichten-
hof am 30. November sollte ein Forum sein 
für offenen Austausch, sollte einen geschütz-
ten Raum bieten für Fragen und Meinungen, 
ohne vorschnell in eine Ecke gestellt zu wer-
den. Ziel der Veranstaltung war es dabei 
nicht, sich auf eine Position zu einigen.  
Es sollte vielmehr darum gehen, Informati-

onslücken zu füllen, nachzufragen und 
Impulse zum Weiterdenken zu bekommen.

„Raum für mehr Zwischentöne“ lautete 
daher das Motto des Abends - ganz im Sinne 
der Resolution der SPD Bayern auf dem klei-
nen Landesparteitag am 4. November 2023² 
„Nie wieder ist jetzt!“, wo es um den Terror 
der Hamas und um Antisemitismus in 
Deutschland geht: „Als SPD setzen wir uns 
ein für einen demokratischen Diskurs in der 
Politik, fordern diesen ein und unterstützen 
unsere Mitglieder dabei.“ 

Nach hinten schauen, nach vorne denken
Wie stark das Bedürfnis nach einem solchen 
demokratischen Diskurs war, wurde schon 
darin deutlich, dass die Veranstaltung mit 
immerhin 30 Personen, auch aus anderen 
Ortsvereinen und Gästen aus dem politi-
schen Spektrum, sehr gut besucht war. 

Als Referent konnten wir Georg Escher 
gewinnen, einen renommierten und 
bundesweit bekannten Journalisten und 
Nahostexperten, lange Jahre außenpoliti-
scher Redakteur bei den Nürnberger Nach-
richten und Mitglied im Bundesvorstand der 
Deutschen Journalist*innen-Union bei ver.di. 
Er bereiste die Region mehrfach und konnte 
deshalb viele Erfahrungen aus erster Hand 
sammeln. Auch im Ruhestand ist er weiter-
hin gefragter Autor und Referent. Zudem 
engagiert er sich bei den Relevanzreportern, 
einer vielversprechenden Initiative, die einen 
unabhängigen und kritischen Lokaljournalis-
mus für Nürnberg und die Region etablieren 
und fördern möchte.

Georg Escher ging einleitend auf die Vorge-
schichte des Konflikts ein, um dann die aktu-
elle Situation in der Konfliktregion in den 
Blick zu nehmen und die von den politischen 
Akteuren diskutierten Ansätze vorzustellen, 
die zu einer friedlichen Koexistenz von Israelis 
und Palästinensern führen könnten.

Durchaus kontrovers, aber ohne Polemik und 
im gegenseitigen Respekt, wurden viele 
„heiße Eisen“ angefasst, prallten wider-
sprüchliche Meinungen aufeinander. So ging 
es um die von der UN offiziell verurteilte 
Siedlungspolitik der israelischen Regierung 
im zerstückelten Westjordanland, dann um 
die zwiespältige Rolle der Vermittler und der 

Anrainerstaaten wie zum Beispiel Syrien, 
dem Libanon, Katar oder Saudi-Arabiens, um 
den sog. „Sicherheitszaun“ zwischen Israel 
und dem Westjordanland u.v.m. 

Schließlich wurde versucht, verschiedene 
Vorstöße zur Lösung der territorialen Proble-
me einzuschätzen: über Trumps absurden 
und zum Scheitern verurteilten „Jahrhun-
dertdeal“ zu den Möglichkeiten und Grenzen 
der von der internationalen Gemeinschaft 
favorisierten Zweistaatenlösung. Es wurden 
auch Alternativen wie die Einstaatenlösung 
oder die Möglichkeit einer Konföderation 
erörtert. Weiterhin wurde die religiöse 
­Dimension des Konfliktes am Beispiel des 
Tempelberges anschaulich erklärt.

Hitzig debattiert wurde über die besondere 
Situation Israels, eines Landes, das seit dem 
ersten Tag seiner Gründung im Mai 1948 in 
seiner Existenz bedroht ist. Darf ein Land, das 
sich permanent im Kriegszustand befindet, 
nicht auf mehr Verständnis von der internati-
onalen Gemeinschaft hoffen, wenn es militä-
risch alles unternimmt, um die Hamas zu ver-
nichten? Ohne Wenn und Aber? Oder muss 
Israel, gerade weil es selbst so schmerzliche 
Erfahrungen gemacht hat, die Menschen-
rechte bei allem, was es tut, umso mehr be-
achten? Jo Biden hat bei einer Rede in Tel Aviv 
an die israelische Führung in diesem Sinne 
appelliert: „Ich warne: Während Sie Wut 
fühlen, lassen Sie sich nicht von ihr verzehren.“ 

Wie stehen wir als Deutsche und als Sozial-
demokrat*innen zu unserer historischen 

Verantwortung, zu unserem Schutzverspre-
chen an die Jüdinnen und Juden? Was genau 
hat Olaf Scholz gemeint, als er davon sprach, 
dass „die Sicherheit Israels Staatsräson ist“ 
und welche Konsequenzen ziehen wir aus 
dem, was der SPD-Parteivorstand am 9. 
Oktober 2023, unter dem Eindruck des Über-
falls der Hamas, beschlossen hat³: „Wir ste-
hen in Entschlossenheit für den Schutz aller 
Jüdinnen und Juden sowie für die unbedingte 
Freiheit jüdischen Lebens in Deutschland ein.“ 

Wege aus dem Hass 
Zum Abschluss seines Vortrags stellte Georg 
Escher verschiedene Friedensprojekte vor, 
die Hoffnung machen:

> �Die Woman Wage Peace, die größte Frau-
en-Friedenbewegung in Israel, die eng mit 
der palästinensischen Bewegung Women 
of the Sun zusammenarbeitet. 

> �Breaking the Silence, eine Initiative israeli-
scher Soldat*innen, die ihre Erfahrungen in 
den besetzten Gebieten öffentlich machen.

> �Kids4peace, eine interreligiöse Jugendbe-
wegung.

> �Parents Circle, ein israelisch-palästinensi-
scher Zusammenschluss von Familien, die 
alle durch den Konflikt ein Familienmit-
glied verloren haben.

> �Peace now, eine Friedensinitiative in Israel, 
die vor allem Mahnwachen und Demonst-
rationen organisiert.

> �Neve Shalom/Wahat al-Salam, eine kleine 
Oase des Friedens, ein von Juden und 
Arabern bewohntes und bewachtes Frie-
densdorf in der Mitte Israels.

ISRAEL UND DIE PALÄSTINENSER –
KEIN RAUM MEHR FÜR ZWISCHENTÖNE?
DISKUSSIONSVERANSTALTUNG DES OV LICHTENHOF: EIN AUSTAUSCH OHNE DENKVERBOTE

Doch all diese Initiativen werden nur einen 
kleinen Beitrag zur Lösung des Nahostkonflik-
tes leisten können, wenn überhaupt. Hass 
und Antisemitismus, auch bei uns, werden 
erst dann ein Ende haben, wenn eine neue 
Generation heranwächst, die ihn überwindet 
und bereit ist für Versöhnung und Frieden. 

Michaela Ahmed, Vorsitzende der AfB, der 
Arbeitsgemeinschaft für Bildung der SPD 
Nürnberg, betonte in diesem Kontext die 
Schlüsselrolle von Schule und Erziehung. 
Lehrer*innen sollten den Mut haben, 
Stellung zu beziehen und Schüler*innen 
verschiedene Perspektiven anbieten. Dabei 
ist nicht in erster Linie Fachwissen gefragt, 
sondern eine pädagogische Haltung, Sensi-
bilität – und auch Mut.

Auch von Schüler*innen kann man im Übri-
gen viel lernen. So hat ein Schüler aus einer 
Gesamtschule in Berlin (SZ vom 4.12.2023, 
Seite 3) die ganze Komplexität der Situation 
mit einer einfachen und klaren Einsicht, Mah-
nung und Aufforderung zugleich, auf den 
Punkt gebracht: „Ich bin halt verärgert, dass  
es Leute nicht hinkriegen, ordentlich darüber 
zu reden, ohne dass jemand sterben muss.“

Quelle: https://www.canva.com

¹ Auszüge aus: PES (Socialists & Democrats): Europe in the 
lead. Progressive solutions to global challenges. Resoluti-
ons adopted by the PES Congress in Málaga on 10 Novem-
ber 2023, S. 44.  
² Der komplette Text ist nachzulesen unter https://bay-
ernspd.de/news/kleiner-parteitag-europa-der-bay-
ernspd-maria-noichl-fuehrt-bayerns-sozialdemokraten-
in-europawahlkampf/
³ https://www.spd.de/aktuelles/detail/news/stopp-dem-
terror-der-hamas-solidaritaet-mit-israel/09/10/2023
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Diana: 
Was erlebst Du seitdem in Deutschland?  
Als Deutscher, als Jude?

Jo-Achim: 
Es sind schwere Zeiten. Leider müssen wir 
feststellen, dass auch nach der Aufdeckung 
der ungeheuren Schreckenstaten der Hamas 
die klare Solidarität der sogenannten Mehr-
heitsgesellschaft zu wünschen ließ. Zwar hat 
sich die Politik einhellig hinter Israel und die 
Jüdinnen und Juden gestellt und es gab auf-
munternde Initiativen von vielen Organisati-
onen, doch der Wind, der uns von der Straße 
entgegenkam, war zum Teil kalt, gefühllos 
und auch aggressiv. Vor allem Sprüche wie 
„Free Palestine from German guilt“ machen 
uns betroffen, denn wie weit sind diese Slo-
gans vom „Ende des Schuldkults“ der Rechts-
extremen entfernt? Die „me too“- Bewegung, 
die sich sonst über jedes falsche „Gendern“ 
aufregt, war es keinen Aufschrei wert, als 
jüdische Frauen vor aller Welt brutal verge-
waltigt, geschändet, getötet und entführt 
wurden. Von der LGBTIQ*- Community war 
ebenfalls nichts zu hören. Wenn sie ihre 
Lebensart in irgendeinem arabischen Land 
offen ausleben wollten, stünden sie besten-
falls mit einem Bein im Gefängnis.

Ein Interview unserer Stadträtin, Diana Libe-
rova, mit dem Vorsitzenden der israeliti-
schen Kultusgemeinde Nürnbergs und 
Genossen, Jo-Achim Hamburger.

Diana Liberova: 
Am 7.10. veränderte sich für viele Menschen 
in Israel die Welt. Auch für Jüdinnen und 
Juden weltweit wird der Tag wohl in das 
traurige kollektive Gedächtnis eingehen.  
Wie war der schreckliche Tag für dich und 
was bedeutet er dir heute?

Jo-Achim Hamburger: 
Dieser Tag wird mir für immer in Erinnerung 
bleiben. Bereits um 06:30 Uhr des 07. Okto-
bers erhielt ich einen Anruf eines Freundes 
aus Israel, der mir vom Beginn des furchtba-
ren Angriffs berichtete. Erst gegen 10:00 Uhr 
war zu erahnen, wie schrecklich das Ausmaß 
war. Es war Schabbat, zusätzlich Simacht 
Tora, das Torafreudenfest und ich berichtete 
den Gemeindemitgliedern in der Synagoge 
über die Katastrophe. Eine Mischung aus 
Angst, Hilflosigkeit und Verzweiflung be-
schlich mich und meine Gemeindemitglieder. 
Die Ungewissheit über das Schicksal von 
Familienmitgliedern und Freunden begleitet 
uns bis heute. 

Diana:
Auf den Straßen herrscht eine antisemiti-
sche Stimmung, und in den Schulen sind 
antisemitische Beschimpfungen Alltag - was       
muss getan werden, um dieser Situation 
entgegenzuwirken?

Jo-Achim:
Leider sind antisemitische Stimmungen auf 
den Straßen und in den Schulen schon lange 
gang und gäbe. Wenn Ihr nur an die Aus-
schreitungen von 2019 denkt, als 3000 arabi-
sche und linke Wahnmachler den Haupt-
bahnhof besetzten und anschließend das 
McDonalds und Burger King Restaurant de-
molierten, weil sie fantasierten die Geschäfte 
gehörten Juden. Damals wie heute hört man 
Sprüche wie „Israel Kindermörder“ oder 
„Hamas, Hamas, Juden ins Gas“. Unsere 
Kinder werden damals wie heute gemobbt, 
beschimpft, aber auch körperlich angegan-
gen. Dabei muss man sich vorstellen, dass      
nur etwa 150.000 Jüdinnen und Juden in 
unserem Land leben. Es muss uns gelingen, 
den Lehrern mehr Wissen über den Umgang 
mit antisemitischer Gewalt in Klassenzim-
mern zu vermitteln und dabei auch die Eltern 
der Kinder mitzunehmen. Es kann nicht sein, 
dass jüdische Kinder die Schule wechseln 

müssen, denn damit werden die Schikanen 
im Nachhinein noch legitimiert.

Diana:
Du hast auf dem kleinen Landesparteitag der 
BayernSPD ein sehr beeindruckendes Gruß-
wort gehalten. Was bedeutet die Rolle und die 
Position der SPD in der aktuellen Situation 
rund um den Krieg in Israel und deren Folgen 
für dich als Genossen, aber auch als Bürger?

Jo-Achim: 
Die Position der Partei war bisher eindeutig 
und klar und ich bin sehr stolz auf die ein-
deutigen Stellungnahmen. Auch die positi-
ven Reaktionen auf meine Rede haben Mut 
gemacht. Aber natürlich gibt es in unserer 
Partei, wie überall, auch Zweifler und Relati-
vierer. Der Krieg ist schon angekommen bei 
uns, auf den Straßen vor allem in den sozia-
len Medien. Machen wir uns nichts vor, die 
faschistische Ideologie des radikalen Islam 
hat uns schon erreicht. Da hilft kein Schön-
reden oder Verklausulieren. Genosse Karl 
Lauterbach fantasiert in seinem Post, erst 
am 09. Dezember, den er vom Parteitag aus 
versandt hat, über eine imaginäre Spaltung 
in Deutschland. Diese imaginäre Spaltung 
sieht er, weil Demokratinnen und Demokra-
ten müssen zusammenstehen, wenn es dar-
um geht, unsere, über Jahrzehnte erkämpfte 
Freiheit, unsere liberalen demokratischen 
Werte zu verteidigen gegen extrem Rechts 
und Links gegen Menschenfeinde, gegen 
Antisemiten und gegen Rassisten zu vertei-

digen. Migranten gegen Arme, Umwelt ge-
gen Soziales, Deutsche gegen Fremde, und 
Juden gegen Muslime vorgingen. Diese Aus-
sagen sind kontraproduktiv und falsch. In 
Israel kämpfen Muslime, Juden, Christen und 
Drusen gemeinsam gegen radikale islamisti-
sche Terroristen um ihr Überleben. Ich kenne 
keinen Fall in Deutschland, wo Juden auf 
muslimische Kinder losgegangen sind oder 
Frauen mit Kopftuch angegriffen hätten, 
Menschen mit Macheten attackiert hätten, 
nur weil sie Muslime sind. Bemerkungen wie 
die von Lauterbach sollten unterbleiben. 
Demokratinnen und Demokraten müssen 
zusammenstehen, wenn es darum geht, 
unsere, über Jahrzehnte erkämpfte Freiheit, 
unsere liberalen demokratischen Werte 
gegen extrem Rechts und Links gegen Men-
schenfeinde, gegen Antisemiten und gegen 
Rassisten zu verteidigen. 

Diana:
Wie ist die Stimmung in der jüdischen 
Gemeinde in Nürnberg ?

Jo-Achim:
Die Menschen in der Gemeinde sind sehr 
vorsichtig geworden. Die Sicherheitsmaß-
nahmen wurden nochmals verstärkt, beson-
ders bei Veranstaltungen. Gemeindemitglie-
der fragen ständig nach, ob genügend 
Vorkehrungen getroffen wurden. Sie vermei-
den öffentliche Diskussionen über den Krieg. 
Aber wir bemerken nicht, dass die Menschen 
Gottesdiensten oder Feierstunden fernbleiben. 

ZWISCHEN WUNSCH NACH SOLIDARITÄT, 
BEDENKEN UND ZUVERSICHT

Sorgen macht sich jeder bei uns, weil auch 
fast jeder oder jede Verwandte oder sehr 
enge Freunde in Israel hat. Söhne, Enkel, 
Freunde sind jetzt im Militäreinsatz im Gaza-
streifen oder an der Nordgrenze zum Libanon. 
Man schläft sehr unruhig dieser Tage. 
Trotzdem feierten wir Anfang Dezember  
8 tägiges Lichterfest, Chanukka, in der Hoff-
nung, dass das Licht die Dunkelheit besiegt. 
Wir müssen an ein gutes Ende glauben.   

Diana: 
Wir sind nun ins neue Jahr gestartet. Was 
wünschst Du dir von der Politik unterschied-
licher Ebenen?

Jo-Achim: 
Hoffentlich bringt das neue Jahr ein glückli-
ches Ende des Krieges und Hamas hört auf 
zu existieren. Wir hoffen schon lange auf ein 
normales Leben in Nürnberg ohne Polizeiauto 
vor der Tür, ohne Panzerglas und Kameras 
oder Zäune. 

Die Politik sollte uns weiterhin tatkräftig un-
terstützen bei unserem Wunsch nach Nor-
malität und Austausch mit möglichst vielen 
Bürger*innen unserer Stadt. Ein wichtiger 
Punkt ist unser Kindergarten, der hoffentlich 
2024 schon den Betrieb aufnehmen wird. 
Wer im Kindergarten zusammen spielt, hasst 
sich später nicht. Große Hoffnungen setze 
ich auch in das geplante Begegnungszent-
rum „Jüdisches Leben“. Da läuft jetzt gerade 
die Machbarkeitsstudie.
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Diana: 
Was erlebst Du seitdem in Deutschland?  
Als Deutscher, als Jude?

Jo-Achim: 
Es sind schwere Zeiten. Leider müssen wir 
feststellen, dass auch nach der Aufdeckung 
der ungeheuren Schreckenstaten der Hamas 
die klare Solidarität der sogenannten Mehr-
heitsgesellschaft zu wünschen ließ. Zwar hat 
sich die Politik einhellig hinter Israel und die 
Jüdinnen und Juden gestellt und es gab auf-
munternde Initiativen von vielen Organisati-
onen, doch der Wind, der uns von der Straße 
entgegenkam, war zum Teil kalt, gefühllos 
und auch aggressiv. Vor allem Sprüche wie 
„Free Palestine from German guilt“ machen 
uns betroffen, denn wie weit sind diese Slo-
gans vom „Ende des Schuldkults“ der Rechts-
extremen entfernt? Die „me too“- Bewegung, 
die sich sonst über jedes falsche „Gendern“ 
aufregt, war es keinen Aufschrei wert, als 
jüdische Frauen vor aller Welt brutal verge-
waltigt, geschändet, getötet und entführt 
wurden. Von der LGBTIQ*- Community war 
ebenfalls nichts zu hören. Wenn sie ihre 
Lebensart in irgendeinem arabischen Land 
offen ausleben wollten, stünden sie besten-
falls mit einem Bein im Gefängnis.

Ein Interview unserer Stadträtin, Diana Libe-
rova, mit dem Vorsitzenden der israeliti-
schen Kultusgemeinde Nürnbergs und 
Genossen, Jo-Achim Hamburger.

Diana Liberova: 
Am 7.10. veränderte sich für viele Menschen 
in Israel die Welt. Auch für Jüdinnen und 
Juden weltweit wird der Tag wohl in das 
traurige kollektive Gedächtnis eingehen.  
Wie war der schreckliche Tag für dich und 
was bedeutet er dir heute?

Jo-Achim Hamburger: 
Dieser Tag wird mir für immer in Erinnerung 
bleiben. Bereits um 06:30 Uhr des 07. Okto-
bers erhielt ich einen Anruf eines Freundes 
aus Israel, der mir vom Beginn des furchtba-
ren Angriffs berichtete. Erst gegen 10:00 Uhr 
war zu erahnen, wie schrecklich das Ausmaß 
war. Es war Schabbat, zusätzlich Simacht 
Tora, das Torafreudenfest und ich berichtete 
den Gemeindemitgliedern in der Synagoge 
über die Katastrophe. Eine Mischung aus 
Angst, Hilflosigkeit und Verzweiflung be-
schlich mich und meine Gemeindemitglieder. 
Die Ungewissheit über das Schicksal von 
Familienmitgliedern und Freunden begleitet 
uns bis heute. 

Diana:
Auf den Straßen herrscht eine antisemiti-
sche Stimmung, und in den Schulen sind 
antisemitische Beschimpfungen Alltag - was       
muss getan werden, um dieser Situation 
entgegenzuwirken?

Jo-Achim:
Leider sind antisemitische Stimmungen auf 
den Straßen und in den Schulen schon lange 
gang und gäbe. Wenn Ihr nur an die Aus-
schreitungen von 2019 denkt, als 3000 arabi-
sche und linke Wahnmachler den Haupt-
bahnhof besetzten und anschließend das 
McDonalds und Burger King Restaurant de-
molierten, weil sie fantasierten die Geschäfte 
gehörten Juden. Damals wie heute hört man 
Sprüche wie „Israel Kindermörder“ oder 
„Hamas, Hamas, Juden ins Gas“. Unsere 
Kinder werden damals wie heute gemobbt, 
beschimpft, aber auch körperlich angegan-
gen. Dabei muss man sich vorstellen, dass      
nur etwa 150.000 Jüdinnen und Juden in 
unserem Land leben. Es muss uns gelingen, 
den Lehrern mehr Wissen über den Umgang 
mit antisemitischer Gewalt in Klassenzim-
mern zu vermitteln und dabei auch die Eltern 
der Kinder mitzunehmen. Es kann nicht sein, 
dass jüdische Kinder die Schule wechseln 

müssen, denn damit werden die Schikanen 
im Nachhinein noch legitimiert.

Diana:
Du hast auf dem kleinen Landesparteitag der 
BayernSPD ein sehr beeindruckendes Gruß-
wort gehalten. Was bedeutet die Rolle und die 
Position der SPD in der aktuellen Situation 
rund um den Krieg in Israel und deren Folgen 
für dich als Genossen, aber auch als Bürger?

Jo-Achim: 
Die Position der Partei war bisher eindeutig 
und klar und ich bin sehr stolz auf die ein-
deutigen Stellungnahmen. Auch die positi-
ven Reaktionen auf meine Rede haben Mut 
gemacht. Aber natürlich gibt es in unserer 
Partei, wie überall, auch Zweifler und Relati-
vierer. Der Krieg ist schon angekommen bei 
uns, auf den Straßen vor allem in den sozia-
len Medien. Machen wir uns nichts vor, die 
faschistische Ideologie des radikalen Islam 
hat uns schon erreicht. Da hilft kein Schön-
reden oder Verklausulieren. Genosse Karl 
Lauterbach fantasiert in seinem Post, erst 
am 09. Dezember, den er vom Parteitag aus 
versandt hat, über eine imaginäre Spaltung 
in Deutschland. Diese imaginäre Spaltung 
sieht er, weil Demokratinnen und Demokra-
ten müssen zusammenstehen, wenn es dar-
um geht, unsere, über Jahrzehnte erkämpfte 
Freiheit, unsere liberalen demokratischen 
Werte zu verteidigen gegen extrem Rechts 
und Links gegen Menschenfeinde, gegen 
Antisemiten und gegen Rassisten zu vertei-

digen. Migranten gegen Arme, Umwelt ge-
gen Soziales, Deutsche gegen Fremde, und 
Juden gegen Muslime vorgingen. Diese Aus-
sagen sind kontraproduktiv und falsch. In 
Israel kämpfen Muslime, Juden, Christen und 
Drusen gemeinsam gegen radikale islamisti-
sche Terroristen um ihr Überleben. Ich kenne 
keinen Fall in Deutschland, wo Juden auf 
muslimische Kinder losgegangen sind oder 
Frauen mit Kopftuch angegriffen hätten, 
Menschen mit Macheten attackiert hätten, 
nur weil sie Muslime sind. Bemerkungen wie 
die von Lauterbach sollten unterbleiben. 
Demokratinnen und Demokraten müssen 
zusammenstehen, wenn es darum geht, 
unsere, über Jahrzehnte erkämpfte Freiheit, 
unsere liberalen demokratischen Werte 
gegen extrem Rechts und Links gegen Men-
schenfeinde, gegen Antisemiten und gegen 
Rassisten zu verteidigen. 

Diana:
Wie ist die Stimmung in der jüdischen 
Gemeinde in Nürnberg ?

Jo-Achim:
Die Menschen in der Gemeinde sind sehr 
vorsichtig geworden. Die Sicherheitsmaß-
nahmen wurden nochmals verstärkt, beson-
ders bei Veranstaltungen. Gemeindemitglie-
der fragen ständig nach, ob genügend 
Vorkehrungen getroffen wurden. Sie vermei-
den öffentliche Diskussionen über den Krieg. 
Aber wir bemerken nicht, dass die Menschen 
Gottesdiensten oder Feierstunden fernbleiben. 

ZWISCHEN WUNSCH NACH SOLIDARITÄT, 
BEDENKEN UND ZUVERSICHT

Sorgen macht sich jeder bei uns, weil auch 
fast jeder oder jede Verwandte oder sehr 
enge Freunde in Israel hat. Söhne, Enkel, 
Freunde sind jetzt im Militäreinsatz im Gaza-
streifen oder an der Nordgrenze zum Libanon. 
Man schläft sehr unruhig dieser Tage. 
Trotzdem feierten wir Anfang Dezember  
8 tägiges Lichterfest, Chanukka, in der Hoff-
nung, dass das Licht die Dunkelheit besiegt. 
Wir müssen an ein gutes Ende glauben.   

Diana: 
Wir sind nun ins neue Jahr gestartet. Was 
wünschst Du dir von der Politik unterschied-
licher Ebenen?

Jo-Achim: 
Hoffentlich bringt das neue Jahr ein glückli-
ches Ende des Krieges und Hamas hört auf 
zu existieren. Wir hoffen schon lange auf ein 
normales Leben in Nürnberg ohne Polizeiauto 
vor der Tür, ohne Panzerglas und Kameras 
oder Zäune. 

Die Politik sollte uns weiterhin tatkräftig un-
terstützen bei unserem Wunsch nach Nor-
malität und Austausch mit möglichst vielen 
Bürger*innen unserer Stadt. Ein wichtiger 
Punkt ist unser Kindergarten, der hoffentlich 
2024 schon den Betrieb aufnehmen wird. 
Wer im Kindergarten zusammen spielt, hasst 
sich später nicht. Große Hoffnungen setze 
ich auch in das geplante Begegnungszent-
rum „Jüdisches Leben“. Da läuft jetzt gerade 
die Machbarkeitsstudie.
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land vorausgesagt wurde. Weil kaum ein 
Land so abhängig war von russischem Gas 
wie wir. Weil wir – anders als die meisten 
anderen Staaten auf der Welt – unsere 
Energieversorgung komplett umbauen 
und teuren Ersatz heranschaffen mussten, 
nachdem Putin uns den Gashahn zuge-
dreht hatte. Vor allem ist die gute Nach-
richt: Die Talsohle scheint durchschritten: 
2024 wird in Deutschland wieder mit 
Wachstum gerechnet.

> �Auch für die fernere wirtschaftliche 
­Zukunft gibt es Grund zur Hoffnung. So ist 
die EU führend, wenn es um die Anmel-
dung von Patenten für neue Technologien 
geht, die Wasserstoff erzeugen. Und in 
keinem anderen Land der EU wurden so 
viele angemeldet wie in Deutschland.  
Wasserstoff könnte perspektivisch den 
globalen Energiemix dominieren, sagen 
Fachleute. Die Energiekrise kann insofern 
sogar eine Chance für etwas Neues sein.

> �Bei der Inflation sehen wir allmählich Licht 
am Ende des Tunnels! Zuletzt sank sie auf 3,2 
Prozent und damit auf den niedrigsten Stand 
seit Juni 2021. Im August 2023 hatte sie noch 
bei über 6 Prozent gelegen und Anfang letz-
ten Jahres sogar fast 9 Prozent erreicht. 

> �Auch wenn die Demokratie global unter 
Druck steht, gibt es positive Meldungen:  
In Polen haben die Wähler:innen letztes 
Jahr das Abrutschen in ein autoritäres 
­System gestoppt! Genauso wie schon 2022 
in Brasilien, wo mit Jair Bolsonaro eine 
Donald-Trump-Kopie abgewählt wurde. Jetzt 
hoffen wir natürlich, dass 2024 auch Trump 
selbst keine zweite Chance bekommt, an  
der Demokratie der USA zu sägen. 

  �von GABRIELA HEINRICH, MdB 

Kann es nicht nur noch besser werden?  
Zu Sorgen über die Weltlage kamen 2023 die 
Folgen des russischen Angriffs auch für 
Deutschland (Energiepreise, Inflation).  
Es war ein Jahr mit vielen düsteren Nachrich-
ten. Als Einstimmung für ein viel schöneres 
2024 möchte ich mich mal mit den guten 
Nachrichten beschäftigen!

> �Mit über 46 Millionen Erwerbstätigen hat-
ten wir Ende 2023 so viele Beschäftigte in 
Deutschland wie noch nie. Ein historischer 
Höchststand! Und übrigens auch ein 
Beweis dafür, dass das Bürgergeld keines-
wegs zum Faulenzen einlädt. Und der 
deutlich höhere Mindestlohn nicht die 
Arbeitsplätze verschwinden lässt. Dabei 
hat die Zahl der „Normalarbeitsverhältnisse“ 
in den letzten zehn Jahren deutlich zuge-
nommen, während die Zahl „atypischer 
Beschäftigung“ (befristet, geringfügig, 
Zeitarbeit) zurückgegangen ist.

> �Mehr einzahlende Erwerbstätige helfen 
den sozialen Sicherungssystemen und de-
ren Finanzierung. Gute Nachrichten daher 
auch von der Rentenversicherung. Diese 
geht davon aus, dass die Auswirkungen 
unserer älter werdenden Gesellschaft 
deutlich geringer ausfallen als erwartet. 
Schon jetzt profitieren wir davon, dass die 
Beschäftigung von Frauen und Älteren 
zugenommen hat. Und durch Zuwande-
rung haben wir mehr junge Erwerbstätige: 
Der Rentenbeitrag liegt schon seit sieben 
Jahren bei nur 18,6 Prozent. Und dabei soll 
es bleiben (prophezeit waren 20,6 Prozent). 
Zum Glück haben wir als SPD nicht auf die-
jenigen gehört, die die gesetzliche Rente 
als Auslaufmodell und vor dem Kollaps 
gesehen haben. Stattdessen haben wir mit 
der „doppelten Haltelinie“ das Rentenni-
veau gesichert. Und unter anderem mehr 
Kitas finanziert – zugunsten der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. 

> �Ohne Zweifel: Die wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland ist nicht rosig. Das gilt 
allerdings auch für den Rest der EU und 
darüber hinaus. Wahrscheinlich wird unser 
Bruttoinlandsprodukt 2023 um 0,4 Prozent 
zurückgehen. Aber warum ist das eine 
nicht sooo schlimme Nachricht? Weil – und 
das haben viele schon wieder vergessen – 
eine schwere Wirtschaftskrise für Deutsch-

> �Zwar gibt es in Sachen Gleichstellung noch 
viel zu tun. Aber eine gute Nachricht ist: 
Beim weltweiten Index zur Geschlechter-
gleichstellung hat sich Deutschland 2023 
gleich um vier Plätze auf Platz 6 verbessert. 
Auch, weil das Parlament weiblicher ge-
worden ist. Weltweit sind Frauen zwar 
noch immer massiv unterrepräsentiert, 
aber immer mehr entscheiden mit. So 
muss es weitergehen. Demokratie bedeu-
tet ja nicht, dass nur die männliche Hälfte 
der Bevölkerung was zu sagen hat!

> �Apropos gleiche Rechte: Mauritius wurde 
vor kurzem das nächste Land, das nieman-
den mehr wegen der sexuellen Orientie-
rung verfolgt. In 63 Ländern der Welt ist 
Homosexualität noch strafbar. 2006 war 
das aber in 92 Ländern der Fall. Auch Rück-
schritte in manchen Ländern wie Uganda 
oder Russland bedeuten nicht, dass es an-
derswo keinen Fortschritt geben würde.  
In Estland werden – als erstem Staat der 
früheren Sowjetunion – ab 2024 Ehen auch 
für gleichgeschlechtliche Paare erlaubt. 
Herzlichen Glückwunsch!

> �Auch in Deutschland ändert sich 2024 
vieles zum Besseren. Gute Nachrichten 
gibt es für pflegende Angehörige: Ab Janu-
ar 2024 werden Pflegegeld und Pflege-
sachleistungen um fünf Prozent erhöht. 
Zudem tritt eine weitere Entlastungsstufe 
beim Eigenanteil für Heimbewohnende in 
Kraft. Im Juli folgt eine deutliche finanzielle 
Verbesserung für rund drei Millionen (Be-
stands-)Rentner*innen in der Erwerbsmin-
derungsrente. Wegen der neuen Mindest-
vergütung dürfen bei Azubis im ersten 
Lehrjahr 649 Euro im Monat an Ausbil-
dungsvergütung künftig nicht mehr unter-
schritten werden. Zudem: Der steuerliche 
Grundfreibetrag, der Mindestlohn und das 
Bürgergeld steigen im neuen Jahr. 

> �In diesem Jahr wird die Einbürgerung leichter 
und weitere Stufen des Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes treten in Kraft. Das ist eine 
schlechte Nachricht für die CSU, die ja Migra-
tion nicht so toll findet. Aber eine gute Nach-
richt für die Wirtschaft und für alle, die hände-
ringend nach einem Termin beim Handwerker 
oder der Ärztin suchen. Die gesetzliche 
­Rentenversicherung freut es ebenfalls!

Ja, wir alle werden auch in diesem Jahr etli-
che Herausforderungen meistern müssen. 
Aber genau das ist unsere Stärke in der SPD: 
Wir verlieren nicht den Blick auf die vielen 
guten Entwicklungen. Sie machen die 
schlechten nicht weniger schlecht. Aber sie 
geben die Richtung vor, in die es gehen muss! 

Ich wünsche uns allen ein schönes neues Jahr!

  von ARIF TAŞDELEN, MdL  

Die parlamentarische Arbeit im Bayerischen 
Landtag ist wieder in vollem Gange. Beson-
ders beschäftigt hat mich ein Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen von CSU und Freie 
Wähler mit der Überschrift „Migrationskrise 
endlich lösen!“. Darin fordern beide Fraktionen 
die Staatsregierung auf, sich auf Bundes- 
und europäischer Ebene für die Begrenzung 
der Zuwanderung einzusetzen. Mit Auswei-
tung der Zurückweisungsmöglichkeiten an 
den deutschen Grenzen, Rückführungsab-
kommen und der Erweiterung der Liste der 
sicheren Herkunftsstaaten, der Durchführung 
von Asylverfahren an der EU-Außengrenze 
sowie der Änderung des Asylbewerberleis-
tungsrechts zur Umstellung von Geld-  
auf Sachleistungen.

In meiner Antwort auf den Dringlichkeitsan-
trag der Regierungsfraktionen habe ich die 
Ergebnisse der Konferenz des Bundeskanzlers 
mit den Ministerpräsident*innen vom 06. 
November erläutert, bei der wegweisende 
Beschlüsse zum Thema Migration auf den 
Weg gebracht wurden. Dabei habe ich darauf 
hingewiesen, dass auch der Bayerische 
Ministerpräsident diesen Beschlüssen zuge-
stimmt hat, um sie anschließend vor der 
Presse direkt zu kritisieren. Aber wir kennen 
ja die Flexibilität von Markus Söder.

In dieser Konferenz wurde unter anderem 
beschlossen, dass der Bund ab 2024 pro Asyl-
erstantragssteller*in eine jährliche Pauschale 
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chen wir ausreichende und gut ausgebildete 
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land vorausgesagt wurde. Weil kaum ein 
Land so abhängig war von russischem Gas 
wie wir. Weil wir – anders als die meisten 
anderen Staaten auf der Welt – unsere 
Energieversorgung komplett umbauen 
und teuren Ersatz heranschaffen mussten, 
nachdem Putin uns den Gashahn zuge-
dreht hatte. Vor allem ist die gute Nach-
richt: Die Talsohle scheint durchschritten: 
2024 wird in Deutschland wieder mit 
Wachstum gerechnet.

> �Auch für die fernere wirtschaftliche 
­Zukunft gibt es Grund zur Hoffnung. So ist 
die EU führend, wenn es um die Anmel-
dung von Patenten für neue Technologien 
geht, die Wasserstoff erzeugen. Und in 
keinem anderen Land der EU wurden so 
viele angemeldet wie in Deutschland.  
Wasserstoff könnte perspektivisch den 
globalen Energiemix dominieren, sagen 
Fachleute. Die Energiekrise kann insofern 
sogar eine Chance für etwas Neues sein.

> �Bei der Inflation sehen wir allmählich Licht 
am Ende des Tunnels! Zuletzt sank sie auf 3,2 
Prozent und damit auf den niedrigsten Stand 
seit Juni 2021. Im August 2023 hatte sie noch 
bei über 6 Prozent gelegen und Anfang letz-
ten Jahres sogar fast 9 Prozent erreicht. 

> �Auch wenn die Demokratie global unter 
Druck steht, gibt es positive Meldungen:  
In Polen haben die Wähler:innen letztes 
Jahr das Abrutschen in ein autoritäres 
­System gestoppt! Genauso wie schon 2022 
in Brasilien, wo mit Jair Bolsonaro eine 
Donald-Trump-Kopie abgewählt wurde. Jetzt 
hoffen wir natürlich, dass 2024 auch Trump 
selbst keine zweite Chance bekommt, an  
der Demokratie der USA zu sägen. 

  �von GABRIELA HEINRICH, MdB 

Kann es nicht nur noch besser werden?  
Zu Sorgen über die Weltlage kamen 2023 die 
Folgen des russischen Angriffs auch für 
Deutschland (Energiepreise, Inflation).  
Es war ein Jahr mit vielen düsteren Nachrich-
ten. Als Einstimmung für ein viel schöneres 
2024 möchte ich mich mal mit den guten 
Nachrichten beschäftigen!

> �Mit über 46 Millionen Erwerbstätigen hat-
ten wir Ende 2023 so viele Beschäftigte in 
Deutschland wie noch nie. Ein historischer 
Höchststand! Und übrigens auch ein 
Beweis dafür, dass das Bürgergeld keines-
wegs zum Faulenzen einlädt. Und der 
deutlich höhere Mindestlohn nicht die 
Arbeitsplätze verschwinden lässt. Dabei 
hat die Zahl der „Normalarbeitsverhältnisse“ 
in den letzten zehn Jahren deutlich zuge-
nommen, während die Zahl „atypischer 
Beschäftigung“ (befristet, geringfügig, 
Zeitarbeit) zurückgegangen ist.

> �Mehr einzahlende Erwerbstätige helfen 
den sozialen Sicherungssystemen und de-
ren Finanzierung. Gute Nachrichten daher 
auch von der Rentenversicherung. Diese 
geht davon aus, dass die Auswirkungen 
unserer älter werdenden Gesellschaft 
deutlich geringer ausfallen als erwartet. 
Schon jetzt profitieren wir davon, dass die 
Beschäftigung von Frauen und Älteren 
zugenommen hat. Und durch Zuwande-
rung haben wir mehr junge Erwerbstätige: 
Der Rentenbeitrag liegt schon seit sieben 
Jahren bei nur 18,6 Prozent. Und dabei soll 
es bleiben (prophezeit waren 20,6 Prozent). 
Zum Glück haben wir als SPD nicht auf die-
jenigen gehört, die die gesetzliche Rente 
als Auslaufmodell und vor dem Kollaps 
gesehen haben. Stattdessen haben wir mit 
der „doppelten Haltelinie“ das Rentenni-
veau gesichert. Und unter anderem mehr 
Kitas finanziert – zugunsten der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. 

> �Ohne Zweifel: Die wirtschaftliche Entwick-
lung in Deutschland ist nicht rosig. Das gilt 
allerdings auch für den Rest der EU und 
darüber hinaus. Wahrscheinlich wird unser 
Bruttoinlandsprodukt 2023 um 0,4 Prozent 
zurückgehen. Aber warum ist das eine 
nicht sooo schlimme Nachricht? Weil – und 
das haben viele schon wieder vergessen – 
eine schwere Wirtschaftskrise für Deutsch-

> �Zwar gibt es in Sachen Gleichstellung noch 
viel zu tun. Aber eine gute Nachricht ist: 
Beim weltweiten Index zur Geschlechter-
gleichstellung hat sich Deutschland 2023 
gleich um vier Plätze auf Platz 6 verbessert. 
Auch, weil das Parlament weiblicher ge-
worden ist. Weltweit sind Frauen zwar 
noch immer massiv unterrepräsentiert, 
aber immer mehr entscheiden mit. So 
muss es weitergehen. Demokratie bedeu-
tet ja nicht, dass nur die männliche Hälfte 
der Bevölkerung was zu sagen hat!

> �Apropos gleiche Rechte: Mauritius wurde 
vor kurzem das nächste Land, das nieman-
den mehr wegen der sexuellen Orientie-
rung verfolgt. In 63 Ländern der Welt ist 
Homosexualität noch strafbar. 2006 war 
das aber in 92 Ländern der Fall. Auch Rück-
schritte in manchen Ländern wie Uganda 
oder Russland bedeuten nicht, dass es an-
derswo keinen Fortschritt geben würde.  
In Estland werden – als erstem Staat der 
früheren Sowjetunion – ab 2024 Ehen auch 
für gleichgeschlechtliche Paare erlaubt. 
Herzlichen Glückwunsch!

> �Auch in Deutschland ändert sich 2024 
vieles zum Besseren. Gute Nachrichten 
gibt es für pflegende Angehörige: Ab Janu-
ar 2024 werden Pflegegeld und Pflege-
sachleistungen um fünf Prozent erhöht. 
Zudem tritt eine weitere Entlastungsstufe 
beim Eigenanteil für Heimbewohnende in 
Kraft. Im Juli folgt eine deutliche finanzielle 
Verbesserung für rund drei Millionen (Be-
stands-)Rentner*innen in der Erwerbsmin-
derungsrente. Wegen der neuen Mindest-
vergütung dürfen bei Azubis im ersten 
Lehrjahr 649 Euro im Monat an Ausbil-
dungsvergütung künftig nicht mehr unter-
schritten werden. Zudem: Der steuerliche 
Grundfreibetrag, der Mindestlohn und das 
Bürgergeld steigen im neuen Jahr. 

> �In diesem Jahr wird die Einbürgerung leichter 
und weitere Stufen des Fachkräfteeinwande-
rungsgesetzes treten in Kraft. Das ist eine 
schlechte Nachricht für die CSU, die ja Migra-
tion nicht so toll findet. Aber eine gute Nach-
richt für die Wirtschaft und für alle, die hände-
ringend nach einem Termin beim Handwerker 
oder der Ärztin suchen. Die gesetzliche 
­Rentenversicherung freut es ebenfalls!

Ja, wir alle werden auch in diesem Jahr etli-
che Herausforderungen meistern müssen. 
Aber genau das ist unsere Stärke in der SPD: 
Wir verlieren nicht den Blick auf die vielen 
guten Entwicklungen. Sie machen die 
schlechten nicht weniger schlecht. Aber sie 
geben die Richtung vor, in die es gehen muss! 

Ich wünsche uns allen ein schönes neues Jahr!

  von ARIF TAŞDELEN, MdL  

Die parlamentarische Arbeit im Bayerischen 
Landtag ist wieder in vollem Gange. Beson-
ders beschäftigt hat mich ein Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen von CSU und Freie 
Wähler mit der Überschrift „Migrationskrise 
endlich lösen!“. Darin fordern beide Fraktionen 
die Staatsregierung auf, sich auf Bundes- 
und europäischer Ebene für die Begrenzung 
der Zuwanderung einzusetzen. Mit Auswei-
tung der Zurückweisungsmöglichkeiten an 
den deutschen Grenzen, Rückführungsab-
kommen und der Erweiterung der Liste der 
sicheren Herkunftsstaaten, der Durchführung 
von Asylverfahren an der EU-Außengrenze 
sowie der Änderung des Asylbewerberleis-
tungsrechts zur Umstellung von Geld-  
auf Sachleistungen.

In meiner Antwort auf den Dringlichkeitsan-
trag der Regierungsfraktionen habe ich die 
Ergebnisse der Konferenz des Bundeskanzlers 
mit den Ministerpräsident*innen vom 06. 
November erläutert, bei der wegweisende 
Beschlüsse zum Thema Migration auf den 
Weg gebracht wurden. Dabei habe ich darauf 
hingewiesen, dass auch der Bayerische 
Ministerpräsident diesen Beschlüssen zuge-
stimmt hat, um sie anschließend vor der 
Presse direkt zu kritisieren. Aber wir kennen 
ja die Flexibilität von Markus Söder.

In dieser Konferenz wurde unter anderem 
beschlossen, dass der Bund ab 2024 pro Asyl-
erstantragssteller*in eine jährliche Pauschale 
in Höhe von 7.500 Euro zahlen wird.  Insge-
samt wird der Bund die Länder und Kommu-
nen im Jahr 2024 mit rund 3,5 Milliarden Euro 
entlasten. Außerdem unterstützt der Bund die 
Kommunen bei der Unterbringung von 

­Geflüchteten durch eine fortgesetzte mietfreie 
Überlassung von Bundesliegenschaften. Zur 
Beschleunigung des Wohnungsbaus in ange-
spannten Wohnungsmärkten wird eine Son-
derregelung geschaffen, wonach bei dringend 
benötigten Flüchtlingsunterkünften vom gel-
tenden Bauplanungsrecht abgewichen wer-
den kann. Darüber hinaus werden Personen 
ohne Bleiberecht schneller in ihre Heimatlän-
der zurückgeführt. Dazu hat das Bundeskabi-
nett Ende Oktober 2023 einen Gesetzentwurf 
beschlossen, in dem Ausweisungen von 
Schleusern und anderen Personen aus dem 
Bereich der organisierten Kriminalität erleich-
tert werden. Dazu treibt Bundeskanzler Olaf 
Scholz Gespräche mit den sicheren Herkunfts-
staaten intensiv voran, indem er verschiedene 
afrikanische Staaten besucht, um Rückführun-
gen von Personen ohne Bleiberecht schneller 
durchführen zu können. Des Weiteren werden 
Asylverfahren für Angehörige von Staaten, für 
die die Anerkennungsquote weniger als fünf 
Prozent beträgt, deutlich beschleunigt. Hier ist 
das Ziel, das Asyl- und ein anschließendes Ge-
richtsverfahren jeweils binnen drei Monaten 
abzuschließen. Auch die Digitalisierung der 
Ausländerbehörden wird weiter ausgebaut, 
um Asylverfahren zu beschleunigen, sodass 
der Anhörungstermin im Asylverfahren spä-
testens vier Wochen nach Asylantragstellung 
erfolgen wird. Hinzu kommt die Einführung 
einer bundeseinheitlichen Bezahlkarte, die 
Geldleistungen ersetzen soll. Diese Umstel-
lung konnten die Bundesländer übrigens auch 
bisher schon vornehmen. Das Bayerische Kabi-
nett hat dies bereits im Juni 2018 beschlossen, 
aber nicht umgesetzt: Im Kabinettsbericht 
vom 05. Juni 2018 hieß es: „Um falsche Anreize 
zu beseitigen, wird es in Bayern kein ‚Asylge-
halt‘, sondern möglichst nur noch Sachleistun-
gen geben.“ Übrigens ist Bayern nicht das  

erste Bundesland, das dieses Modell einführt: 
Im SPD-regierten Hamburg wurde die Aus-
schreibung zur Bezahlkarte schon mehrere 
Monate vor dem Bund-Länder-Beschluss 
gestartet und ist bereits abgeschlossen. Auch 
wenn ich kein Freund von Sachleistungen und 
der Bezahlkarte bin.

Neben all dem habe ich deutlich gemacht, 
dass der Freistaat Bayern seiner Pflicht nach-
kommen muss, seine Integrationsangebote 
auszubauen und zu verstärken. Dazu brau-
chen wir ausreichende und gut ausgebildete 
Lehrkräfte. Denn ohne Lehrer*innen gibt es 
keine Deutschkurse, ohne Deutschkurs wer-
den keine Sprachkenntnisse vermittelt und 
ohne Sprachkenntnisse gelingt Integration 
nicht. Das gilt vor allem für die Kindertages-
stätten und Schulen. Daher sollte die Bayeri-
sche Staatsregierung zunächst ihre Hausauf-
gaben erledigen, anstatt immer wieder mit 
dem Finger nach Berlin zu zeigen.

In meiner Rede habe ich unseren Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst, den Kommunalpoliti-
ker*innen, allen Integrationshelfer*innen 
und Ehrenamtlichen vor Ort für ihre uner-
müdliche Arbeit gedankt und ihnen meinen 
Respekt gezollt. Dieser Zusammenhalt gibt 
mir in schwierigen Zeiten Mut.
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2. Die SPD Nürnberg muss inhaltlich schlag-
fertiger werden. Regionales Engagement ist 
nutzlos,  wenn beschlossene kommunalpo-
litische Anträge nicht konsequent umge-
setzt werden. In den  vergangenen Jahren 
hat sich aufgrund der zu großen Teilen lang-
samen und intransparenten Umsetzung 
von parteieigenen Anträgen ein Gefühl der 
politischen Trägheit eingestellt.  Diesem 
Trend muss entschieden entgegengearbei-
tet werden. Hierfür braucht es eine  partei-
interne Antragsverfolgung. Weiterhin muss 
die SPD-Nürnberg auch ihre  Stadtratsfrak-
tion mehr in die Pflicht nehmen. Fragen aus 
der Partei müssen zügig und  aufschluss-
reich beantwortet und politische Initiativen 
der Partei ernsthaft in die  Fraktionsarbeit 
mit eingebunden werden. Ein kurzer Dienst-
weg zwischen Partei und  Stadtratsfraktion 
würde die politische Schlagzahl deutlich 
steigern und die Arbeit engagierter  Partei-
mitglieder mehr würdigen. 

3. Neue Strukturen müssen den Anforderun-
gen moderner Ehrenamtsarbeit gerecht wer-
den. Die Ehrenamtsforschung stellt seit Jah-
ren einen klaren Trend weg von langfristigen  
Bindungen hin zur Projektarbeit fest. Offene 
Themenforen und stadtweite Teams, die kein  
klares Ziel haben, berücksichtigen diese Ent-
wicklung nicht. Themenforen und sonstige 
Teams  müssen also von Beginn an auf kon-
krete Ziele oder Projekte hinarbeiten. An-
statt der   Installation von offenen Themen-
foren sollten folglich Arbeitsgruppen 
gegründet werden, die  sich zum Beispiel mit 
der Formulierung eines Kapitels des Kommu-
nalwahlprogramms  befassen. Stadtweite 
Teams sollten wiederum nur für die Organi-
sation eines konkreten  Projekts, wie zum 
Beispiel dem Kommunalwahlkampf, mobili-
siert werden.

  �von LEON HELMREICH  

Um 2026 einen schlagkräftigen und erfolg-
reichen Kommunalwahlkampf durchzuführen, 
ist eine  strukturelle Neuaufstellung der SPD 
Nürnberg unbedingt erforderlich. Das durch 
den Parteivorstand  formulierte Zielbild 
2026 ist hierfür ein erster wichtiger und 
richtiger Aufschlag. Dennoch blieben  einige 
Aspekte unberücksichtigt. Die gesamte 
Partei muss sich jetzt an einem Neuaufstel-
lungsprozess  aktiv beteiligen und auch auf 
strukturelle Entscheidungsprozesse Einfluss 
nehmen können. 

1. Eine Reform der Ortsvereinsstrukturen in 
Nürnberg ist unerlässlich. Zu viele Ortsvereine 
sind  nicht mehr aktiv und es findet sich im-
mer öfter nicht ausreichend Personal für eine 
effektive  Ortsvereinsarbeit. Die regionale Ver-
netzung der SPD-Nürnberg darf aber nicht 
nur als  bürokratische Schwäche verstanden 
werden. Denn nichtsdestotrotz beweise auch 
zahlreiche  Ortsvereine, dass dezentrale Par-
teiarbeit vor Ort in den Stadtteilen sehr gut 
funktionieren  kann. Hier treffen sich Mitglie-
der, die im Stadtteil aktiv sind, und es können 
regionale  Probleme, Projekte und Visionen 
besprochen werden. Diese regionale Vernet-
zung ist eine  Stärke der SPD-Nürnberg, die 
keine andere Nürnberger Partei aufbieten 
kann und die nicht  leichtfertig aufgegeben 
werden darf. Stadtteilteams können ein Mit-
telweg zwischen regionaler Vernetzung und 
schlanker  Bürokratie sein, schaffen aber auch 
deutlich weniger Verbindlichkeit. Deswegen 
sollte in der diversen Ortsvereinsstruktur der 
SPD Nürnberg auch an individuellen Lösun-
gen vor Ort  gearbeitet werden, bevor leicht-
fertig dem Bürokratieabbau der Vorrang vor 
der Regionalität  und damit auch der Präsenz 
im vorpolitischen Raum gegeben wird. 

Gabriele Penzkofer-Röhrl sprach mit den 
Mitgliedern des Stadtseniorenrats Erika Faul, 
stv. Sprecherin des AK Wohnen und stv. Vor-
sitzende der AG 60plus, Norbert Scham-
mann, Sprecher des AK Wohnen und Martin 
Wiedenbauer, Mitglied des AK Wohnen
Kontakt: Stadtseniorenrat: 0911 2316502

Gabi Penzkofer-Röhrl: 
Wohnen im Alter war und ist für die AG 
60plus schon immer ein wichtiges sozialpoli-
tisches Thema, insbesondere, das selbststän-
dige Wohnen im eigenen Zuhause zu erhalten. 
So wurde bereits 2014 auf Antrag der SPD 
Stadtratsfraktion beim Pflegestützpunkt das 
breit aufgestellte Kooperationsnetzwerk 
„Wohnraumberatung“ angesiedelt, an dem 
auch der Stadtseniorenrat beteiligt ist. Erika, 
Du warst von Anfang an dabei, worum geht 
es dabei?

Erika Faul: 
Viele Menschen möchten möglichst lange im 
gewohnten Umfeld wohnen bleiben. Wenn 
aber Barrieren dieses Wohnumfeld behin-
dern , ist es in vielen Fällen nötig , diese Bar-
rieren zu beseitigen. Das geht meistens nicht 
ohne fachliche und finanzielle  Hilfe. Wenn 
dann noch ein Notfall dazu kommt, ist eine 
sachliche Planung über Veränderungen, sehr 
schwer. Unter dem Titel Daheim wohnen 
bleiben – Wohnraumberatung beraten 
ehrenamtliche Wohnraumberater*innen zu 
unterstützenden Möglichkeiten und Hilfs-
mitteln im Haushalt, möglichen Umbau-
maßnahmen und deren Finanzierungsmög-
lichkeiten, u.a. durch das von der SPD wieder 
angestoßene Bundesprogramm „Altersge-
recht umbauen“, das z.B. den Ein- und Um-
bau von bodengleichen Duschen oder die 
Verbreiterung von Türen für rollstuhlgerechten 
Wohnraum ermöglicht.

Kontakt:  
Pflegestützpunkt Nürnberg 0911 231 87 878

Gabi Penzkofer-Röhrl: 
In der letzten Zeit hört man immer wieder von 
der Möglichkeit eines Immobilien-Teilver-
kaufs. Ist das ein sinnvolles Produkt oder ste-
cken da Immobilienhaie dahinter, die einen 
über den Tisch ziehen und man steht am Ende 
mit leeren Händen da? Herr Schammann, wo-
rauf muss man bei einem Teilverkauf achten?

Norbert Schammann: 
Der Teilverkauf einer Immobilie wird in letzter 
Zeit in der Werbung gerade älteren Menschen 

als eine Möglichkeit angepriesen, aus der 
eigenen Immobilie problemlos Geld zu erhal-
ten, z.B. zur Aufbesserung der Rente, für not-
wendige Renovierungen oder einfach nur für 
schöne Reisen. Das Verlockende dabei, Ver-
käufer können weiter in der Immobilie wohnen. 
Das klingt zunächst sehr interessant.

Der Käufer, meist ein Immobilienunterneh-
men, erwirbt bis zu 50% der Immobilie und 
wird so Miteigentümer mit Eintrag im 
Grundbuch. Der Verkäufer erhält den Kauf-
preis ausgezahlt, muss aber an den Käufer 
ein jährliches Nutzungsentgelt von z.B. 6% 
des Kaufpreises zahlen,. Daneben trägt der 
Verkäufer, wenn im Vertrag nichts anderes 
vereinbart, alle weiteren Unterhaltskosten, 
Reparaturen, Renovierungen und oft auch 
die Kosten des Verkaufs. 

Wird die Immobilie verkauft, erhält der Teil-
Käufer seinen Anteil, zusätzlich noch ein 
„Durchführungsentgelt“ von ca. 4 – 5 % vom 
gesamten Verkaufspreis.

Der Käufer kann meist eine hohe Rendite 
erzielen. Ob sich der Teilverkauf für den 
Verkäufer lohnt, muss jeder selbst entscheiden. 
Daher sollte man sich sehr gut von unabhän-
gigen Fachleuten beraten lassen.

Der Arbeitskreis Wohnen vom Stadtsenio-
renrat Nürnberg hat dazu eine kleine Bro-
schüre erstellt, die ausführliche Informatio-
nen enthält.

Gabi Penzkofer-Röhrl: 
Mittlerweile suchen immer mehr ältere 
Menschen nach einer Wohnform, die ihnen 
Selbständigkeit in den „eigenen vier Wän-
den“ und gleichzeitig bei Bedarf auch ausrei-
chend Unterstützung bietet und ermöglicht. 
Das sogenannte Betreute Wohnen oder das 

Servicewohnen könnte da eine Alternative 
zu der bisherigen Wohnung sein. Wie ist es 
darum bestellt, Herr Wiedenbauer?

Martin Wiedenbauer:  
Auf der Suche nach einer passenden Wohn-
form für das Alter beschäftigen sich viele 
Menschen mit den Angeboten der Wohnan-
lagen des Betreuten Wohnens oder auch Ser-
vicewohnens. 

Der Begriff des „Betreuten Wohnens“ ist 
nicht rechtlich festgelegt. Es besteht hier 
weitgehende Vertragsfreiheit, jeder Anbieter 
kann sein Angebot nach den eigenen Vorstel-
lungen gestalten. Neben den Sozialverbän-
den sind auch viele gewinnorientierte Unter-
nehmen auf diesem Markt tätig. 

Für die Interessenten ist es sehr schwierig, 
sich Informationen über den Umfang, die Kos-
ten und die Qualität zu beschaffen und die 
verschiedenen Angebote zu vergleichen. 

Im Gespräch mit dem damaligen Nürnberger 
Sozialreferenten Prölß entstand die Idee, für 
die Nürnberger Anbieter eine eigene Platt-
form zu schaffen, in der die wichtigsten Infor-
mationen in standardisierter, also einheitli-
cher Form für alle Interessenten leicht 
vergleichbar dargestellt werden können. So 
entstand in Kooperation mit dem Senioren-
amt und dem Pflegestützpunkt Nürnberg ein 
Fragebogen, den inzwischen mehr als die 
Hälfte der über 40 Wohnanlagen bereit ge-
stellt haben. Im Pflegestützpunkt werden die-
se Informationen bei Beratungsgesprächen 
verwendet und auf der Homepage des Stadt-
seniorenrates sind die Antworten einsehbar.

Dieses Verfahren könnte sicher auch in ande-
ren Kommunen zu mehr Transparenz beim 
Betreuten Wohnen beitragen.

4. Die SPD Nürnberg muss nicht immer von 
Neuem raus zu den Menschen gehen, denn 
oftmals  ist sie schon da. Viele Genoss*innen 
engagieren sich ehrenamtlich in Vereinen,  
Bürgerinitiativen und anderen Vereinigungen. 
Dieses außerparteiliche Engagement muss 
eine  größere Berücksichtigung in der Partei-
arbeit finden. In einem parteiinternen Netz-
werk  könnten zum Beispiel die Ämter, Aktivi-
täten und Kontakte unserer Mitglieder 
festgehalten  werden. Für den Fall relevanter 
kommunalpolitischer Veränderungen stehen 
so immer die  richtigen Ansprechpartner*in-
nen zur Verfügung. Des Weiteren sollten 
unsere ehrenamtlich  aktiven Mitglieder ihr 
Engagement in der SPD und ihre Kontakte in 
die Partei und zu den  politischen Verantwor-
tungsträger*innen für ihr Ehrenamt nutzen 
können. Gerade hier wird  ein kurzer Draht in 
die Fraktion benötigt. Auch so wird die SPD 
Nürnberg mehr als Kümmerer  wahrgenommen. 

5. Die SPD Nürnberg muss schon jetzt ein 
starkes diverses Team für die Kommunalwahl 
2026  aufstellen. Die Analyse des Parteivor-
stands stellt richtigerweise fest, dass die Zei-
ten der  klassischen Volksparteien mit fester 
Milieubindung und großer Stammwähler*in-
nenschaft  vorbei sind. Wahlentscheidungen 
der Bürger*innen werden immer mehr an 
Persönlichkeiten  der Kandidat*innen ge-
knüpft. Hieraus kann die Partei Stärke ziehen. 
Das System zur Wahl des  Stadtrats schreibt 
jede Stimme, die ein einzelne*r Kandidat*in 
erhält, auch der  Gesamtstimmenzahl der 
Partei zu und stärkt ihre prozentuale Vertre-
tung im Stadtrat. Nur mit  einem großen 
diversen Team an bekannten Persönlichkei-
ten, die in der Stadtgesellschaft aktiv  und 
vernetzt sind, kann also gegen den Trend der 
Abwanderung von klassischen  Parteiwäh-
ler*innen gearbeitet werden.

KOMMENTAR ZUM ZIELBILD 2026 TRAUTES
HEIM…

>>		�  Einladung zur Jahreshauptversammlung der AG 60plus 
Am 27.02.2024 um 14:30 Uhr 
Karl-Bröger-Zentrum Raum Wilhelm Riepekohl

Tagesordnung: 
1. Eröffnung und Begrüßung durch die Vorsitzende
2. Totenehrung
3. �Konstituierung 

• Wahl der Versammlungsleitung 
• Wahl der Mandatsprüfungs- und Zählkommission 
• Beschlussfassung über die Tagesordnung

4. �Bericht der Vorsitzenden 
• Aussprache�

5. Entlastung der Vorsitzenden und des Gesamtvorstands

6. �„Unser Europa: sozial, demokratisch, stark“ 
Impulsreferat und Diskussion mit unserem mittelfränkischen  
Kandidaten für das Europaparlament Matthias Dornhuber

7. �Bestätigung der gewählten Personalvorschläge  
zur Landes- und Bundeskonferenz der AG 60plus 

8. Antragsberatung
9. Termin- und Themenplanung 
10. Verschiedenes
11. Schlusswort der Vorsitzenden

Anträge zur JHV bitte bis 
zum 15.02.24 an 
gaperoe@t-online.de
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2. Die SPD Nürnberg muss inhaltlich schlag-
fertiger werden. Regionales Engagement ist 
nutzlos,  wenn beschlossene kommunalpo-
litische Anträge nicht konsequent umge-
setzt werden. In den  vergangenen Jahren 
hat sich aufgrund der zu großen Teilen lang-
samen und intransparenten Umsetzung 
von parteieigenen Anträgen ein Gefühl der 
politischen Trägheit eingestellt.  Diesem 
Trend muss entschieden entgegengearbei-
tet werden. Hierfür braucht es eine  partei-
interne Antragsverfolgung. Weiterhin muss 
die SPD-Nürnberg auch ihre  Stadtratsfrak-
tion mehr in die Pflicht nehmen. Fragen aus 
der Partei müssen zügig und  aufschluss-
reich beantwortet und politische Initiativen 
der Partei ernsthaft in die  Fraktionsarbeit 
mit eingebunden werden. Ein kurzer Dienst-
weg zwischen Partei und  Stadtratsfraktion 
würde die politische Schlagzahl deutlich 
steigern und die Arbeit engagierter  Partei-
mitglieder mehr würdigen. 

3. Neue Strukturen müssen den Anforderun-
gen moderner Ehrenamtsarbeit gerecht wer-
den. Die Ehrenamtsforschung stellt seit Jah-
ren einen klaren Trend weg von langfristigen  
Bindungen hin zur Projektarbeit fest. Offene 
Themenforen und stadtweite Teams, die kein  
klares Ziel haben, berücksichtigen diese Ent-
wicklung nicht. Themenforen und sonstige 
Teams  müssen also von Beginn an auf kon-
krete Ziele oder Projekte hinarbeiten. An-
statt der   Installation von offenen Themen-
foren sollten folglich Arbeitsgruppen 
gegründet werden, die  sich zum Beispiel mit 
der Formulierung eines Kapitels des Kommu-
nalwahlprogramms  befassen. Stadtweite 
Teams sollten wiederum nur für die Organi-
sation eines konkreten  Projekts, wie zum 
Beispiel dem Kommunalwahlkampf, mobili-
siert werden.

  �von LEON HELMREICH  

Um 2026 einen schlagkräftigen und erfolg-
reichen Kommunalwahlkampf durchzuführen, 
ist eine  strukturelle Neuaufstellung der SPD 
Nürnberg unbedingt erforderlich. Das durch 
den Parteivorstand  formulierte Zielbild 
2026 ist hierfür ein erster wichtiger und 
richtiger Aufschlag. Dennoch blieben  einige 
Aspekte unberücksichtigt. Die gesamte 
Partei muss sich jetzt an einem Neuaufstel-
lungsprozess  aktiv beteiligen und auch auf 
strukturelle Entscheidungsprozesse Einfluss 
nehmen können. 

1. Eine Reform der Ortsvereinsstrukturen in 
Nürnberg ist unerlässlich. Zu viele Ortsvereine 
sind  nicht mehr aktiv und es findet sich im-
mer öfter nicht ausreichend Personal für eine 
effektive  Ortsvereinsarbeit. Die regionale Ver-
netzung der SPD-Nürnberg darf aber nicht 
nur als  bürokratische Schwäche verstanden 
werden. Denn nichtsdestotrotz beweise auch 
zahlreiche  Ortsvereine, dass dezentrale Par-
teiarbeit vor Ort in den Stadtteilen sehr gut 
funktionieren  kann. Hier treffen sich Mitglie-
der, die im Stadtteil aktiv sind, und es können 
regionale  Probleme, Projekte und Visionen 
besprochen werden. Diese regionale Vernet-
zung ist eine  Stärke der SPD-Nürnberg, die 
keine andere Nürnberger Partei aufbieten 
kann und die nicht  leichtfertig aufgegeben 
werden darf. Stadtteilteams können ein Mit-
telweg zwischen regionaler Vernetzung und 
schlanker  Bürokratie sein, schaffen aber auch 
deutlich weniger Verbindlichkeit. Deswegen 
sollte in der diversen Ortsvereinsstruktur der 
SPD Nürnberg auch an individuellen Lösun-
gen vor Ort  gearbeitet werden, bevor leicht-
fertig dem Bürokratieabbau der Vorrang vor 
der Regionalität  und damit auch der Präsenz 
im vorpolitischen Raum gegeben wird. 

Gabriele Penzkofer-Röhrl sprach mit den 
Mitgliedern des Stadtseniorenrats Erika Faul, 
stv. Sprecherin des AK Wohnen und stv. Vor-
sitzende der AG 60plus, Norbert Scham-
mann, Sprecher des AK Wohnen und Martin 
Wiedenbauer, Mitglied des AK Wohnen
Kontakt: Stadtseniorenrat: 0911 2316502

Gabi Penzkofer-Röhrl: 
Wohnen im Alter war und ist für die AG 
60plus schon immer ein wichtiges sozialpoli-
tisches Thema, insbesondere, das selbststän-
dige Wohnen im eigenen Zuhause zu erhalten. 
So wurde bereits 2014 auf Antrag der SPD 
Stadtratsfraktion beim Pflegestützpunkt das 
breit aufgestellte Kooperationsnetzwerk 
„Wohnraumberatung“ angesiedelt, an dem 
auch der Stadtseniorenrat beteiligt ist. Erika, 
Du warst von Anfang an dabei, worum geht 
es dabei?

Erika Faul: 
Viele Menschen möchten möglichst lange im 
gewohnten Umfeld wohnen bleiben. Wenn 
aber Barrieren dieses Wohnumfeld behin-
dern , ist es in vielen Fällen nötig , diese Bar-
rieren zu beseitigen. Das geht meistens nicht 
ohne fachliche und finanzielle  Hilfe. Wenn 
dann noch ein Notfall dazu kommt, ist eine 
sachliche Planung über Veränderungen, sehr 
schwer. Unter dem Titel Daheim wohnen 
bleiben – Wohnraumberatung beraten 
ehrenamtliche Wohnraumberater*innen zu 
unterstützenden Möglichkeiten und Hilfs-
mitteln im Haushalt, möglichen Umbau-
maßnahmen und deren Finanzierungsmög-
lichkeiten, u.a. durch das von der SPD wieder 
angestoßene Bundesprogramm „Altersge-
recht umbauen“, das z.B. den Ein- und Um-
bau von bodengleichen Duschen oder die 
Verbreiterung von Türen für rollstuhlgerechten 
Wohnraum ermöglicht.

Kontakt:  
Pflegestützpunkt Nürnberg 0911 231 87 878

Gabi Penzkofer-Röhrl: 
In der letzten Zeit hört man immer wieder von 
der Möglichkeit eines Immobilien-Teilver-
kaufs. Ist das ein sinnvolles Produkt oder ste-
cken da Immobilienhaie dahinter, die einen 
über den Tisch ziehen und man steht am Ende 
mit leeren Händen da? Herr Schammann, wo-
rauf muss man bei einem Teilverkauf achten?

Norbert Schammann: 
Der Teilverkauf einer Immobilie wird in letzter 
Zeit in der Werbung gerade älteren Menschen 

als eine Möglichkeit angepriesen, aus der 
eigenen Immobilie problemlos Geld zu erhal-
ten, z.B. zur Aufbesserung der Rente, für not-
wendige Renovierungen oder einfach nur für 
schöne Reisen. Das Verlockende dabei, Ver-
käufer können weiter in der Immobilie wohnen. 
Das klingt zunächst sehr interessant.

Der Käufer, meist ein Immobilienunterneh-
men, erwirbt bis zu 50% der Immobilie und 
wird so Miteigentümer mit Eintrag im 
Grundbuch. Der Verkäufer erhält den Kauf-
preis ausgezahlt, muss aber an den Käufer 
ein jährliches Nutzungsentgelt von z.B. 6% 
des Kaufpreises zahlen,. Daneben trägt der 
Verkäufer, wenn im Vertrag nichts anderes 
vereinbart, alle weiteren Unterhaltskosten, 
Reparaturen, Renovierungen und oft auch 
die Kosten des Verkaufs. 

Wird die Immobilie verkauft, erhält der Teil-
Käufer seinen Anteil, zusätzlich noch ein 
„Durchführungsentgelt“ von ca. 4 – 5 % vom 
gesamten Verkaufspreis.

Der Käufer kann meist eine hohe Rendite 
erzielen. Ob sich der Teilverkauf für den 
Verkäufer lohnt, muss jeder selbst entscheiden. 
Daher sollte man sich sehr gut von unabhän-
gigen Fachleuten beraten lassen.

Der Arbeitskreis Wohnen vom Stadtsenio-
renrat Nürnberg hat dazu eine kleine Bro-
schüre erstellt, die ausführliche Informatio-
nen enthält.

Gabi Penzkofer-Röhrl: 
Mittlerweile suchen immer mehr ältere 
Menschen nach einer Wohnform, die ihnen 
Selbständigkeit in den „eigenen vier Wän-
den“ und gleichzeitig bei Bedarf auch ausrei-
chend Unterstützung bietet und ermöglicht. 
Das sogenannte Betreute Wohnen oder das 

Servicewohnen könnte da eine Alternative 
zu der bisherigen Wohnung sein. Wie ist es 
darum bestellt, Herr Wiedenbauer?

Martin Wiedenbauer:  
Auf der Suche nach einer passenden Wohn-
form für das Alter beschäftigen sich viele 
Menschen mit den Angeboten der Wohnan-
lagen des Betreuten Wohnens oder auch Ser-
vicewohnens. 

Der Begriff des „Betreuten Wohnens“ ist 
nicht rechtlich festgelegt. Es besteht hier 
weitgehende Vertragsfreiheit, jeder Anbieter 
kann sein Angebot nach den eigenen Vorstel-
lungen gestalten. Neben den Sozialverbän-
den sind auch viele gewinnorientierte Unter-
nehmen auf diesem Markt tätig. 

Für die Interessenten ist es sehr schwierig, 
sich Informationen über den Umfang, die Kos-
ten und die Qualität zu beschaffen und die 
verschiedenen Angebote zu vergleichen. 

Im Gespräch mit dem damaligen Nürnberger 
Sozialreferenten Prölß entstand die Idee, für 
die Nürnberger Anbieter eine eigene Platt-
form zu schaffen, in der die wichtigsten Infor-
mationen in standardisierter, also einheitli-
cher Form für alle Interessenten leicht 
vergleichbar dargestellt werden können. So 
entstand in Kooperation mit dem Senioren-
amt und dem Pflegestützpunkt Nürnberg ein 
Fragebogen, den inzwischen mehr als die 
Hälfte der über 40 Wohnanlagen bereit ge-
stellt haben. Im Pflegestützpunkt werden die-
se Informationen bei Beratungsgesprächen 
verwendet und auf der Homepage des Stadt-
seniorenrates sind die Antworten einsehbar.

Dieses Verfahren könnte sicher auch in ande-
ren Kommunen zu mehr Transparenz beim 
Betreuten Wohnen beitragen.

4. Die SPD Nürnberg muss nicht immer von 
Neuem raus zu den Menschen gehen, denn 
oftmals  ist sie schon da. Viele Genoss*innen 
engagieren sich ehrenamtlich in Vereinen,  
Bürgerinitiativen und anderen Vereinigungen. 
Dieses außerparteiliche Engagement muss 
eine  größere Berücksichtigung in der Partei-
arbeit finden. In einem parteiinternen Netz-
werk  könnten zum Beispiel die Ämter, Aktivi-
täten und Kontakte unserer Mitglieder 
festgehalten  werden. Für den Fall relevanter 
kommunalpolitischer Veränderungen stehen 
so immer die  richtigen Ansprechpartner*in-
nen zur Verfügung. Des Weiteren sollten 
unsere ehrenamtlich  aktiven Mitglieder ihr 
Engagement in der SPD und ihre Kontakte in 
die Partei und zu den  politischen Verantwor-
tungsträger*innen für ihr Ehrenamt nutzen 
können. Gerade hier wird  ein kurzer Draht in 
die Fraktion benötigt. Auch so wird die SPD 
Nürnberg mehr als Kümmerer  wahrgenommen. 

5. Die SPD Nürnberg muss schon jetzt ein 
starkes diverses Team für die Kommunalwahl 
2026  aufstellen. Die Analyse des Parteivor-
stands stellt richtigerweise fest, dass die Zei-
ten der  klassischen Volksparteien mit fester 
Milieubindung und großer Stammwähler*in-
nenschaft  vorbei sind. Wahlentscheidungen 
der Bürger*innen werden immer mehr an 
Persönlichkeiten  der Kandidat*innen ge-
knüpft. Hieraus kann die Partei Stärke ziehen. 
Das System zur Wahl des  Stadtrats schreibt 
jede Stimme, die ein einzelne*r Kandidat*in 
erhält, auch der  Gesamtstimmenzahl der 
Partei zu und stärkt ihre prozentuale Vertre-
tung im Stadtrat. Nur mit  einem großen 
diversen Team an bekannten Persönlichkei-
ten, die in der Stadtgesellschaft aktiv  und 
vernetzt sind, kann also gegen den Trend der 
Abwanderung von klassischen  Parteiwäh-
ler*innen gearbeitet werden.

KOMMENTAR ZUM ZIELBILD 2026 TRAUTES
HEIM…

>>		�  Einladung zur Jahreshauptversammlung der AG 60plus 
Am 27.02.2024 um 14:30 Uhr 
Karl-Bröger-Zentrum Raum Wilhelm Riepekohl

Tagesordnung: 
1. Eröffnung und Begrüßung durch die Vorsitzende
2. Totenehrung
3. �Konstituierung 

• Wahl der Versammlungsleitung 
• Wahl der Mandatsprüfungs- und Zählkommission 
• Beschlussfassung über die Tagesordnung

4. �Bericht der Vorsitzenden 
• Aussprache�

5. Entlastung der Vorsitzenden und des Gesamtvorstands

6. �„Unser Europa: sozial, demokratisch, stark“ 
Impulsreferat und Diskussion mit unserem mittelfränkischen  
Kandidaten für das Europaparlament Matthias Dornhuber

7. �Bestätigung der gewählten Personalvorschläge  
zur Landes- und Bundeskonferenz der AG 60plus 

8. Antragsberatung
9. Termin- und Themenplanung 
10. Verschiedenes
11. Schlusswort der Vorsitzenden

Anträge zur JHV bitte bis 
zum 15.02.24 an 
gaperoe@t-online.de
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Bei Umzug, mit neuer Anschrift zurück.
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05.01.2024 – 17:00 Uhr 
MindestTon: Chorprobe 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

10.01.2024 – 20:00 Uhr 
AfB: Jahreshauptversammlung 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

15.01.2024 – 19:00 Uhr 
Jusos: Mitgliederversammlung 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

17.01.2024 – 19:00 Uhr 
AK Umwelt:  
Mitgliederversammlung 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

19.01.2024 – 17:00 Uhr 
MindestTon: Chorprobe 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

22.01.2024 – 19:00 Uhr 
Jusos: Mitgliederversammlung 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

24.01.2024 – 18:30 Uhr 
SPD Lichtenhof:  
Mitgliederversammlung 
Thema: Wie umgehen mit Rechten und 
Populisten? Ein interaktiver Workshop 
mit der „Mobilen Beratung gegen 
Rechtsextremismus in Bayern“ 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

26.01.2024 – 17:00 Uhr 
MindestTon: Chorprobe 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

29.01.2024 – 19:00 Uhr 
Jusos: Mitgliederversammlung 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

30.01.2024 – 14:00 Uhr 
AG 60plus: Mitgliederversammlung 
Ort: Käte-Strobel-Sitzungssaal

Bitte beachten, dass es zu terminlichen 
Abweichungen kommen kann.  
Bitte informiere dich rechtzeitig bei 
deinen Ortsvereinsvorsitzenden 
oder im SPD-Büro, ob der jeweilige 
Termin stattfindet.

ALLE TERMINE AUF EINEN BLICK / JANUAR 2024

P Premiumadress
Basis
Dialogpost

>>		�  Einladung zur Jahreshauptversammlung 
der SPD Frauen Nürnberg 
am 9. März 2024

Liebe Genossinnen, 
wir laden euch herzlich zur Jahreshauptversammlung der SPD Frauen Nürnberg ein. Unsere Jahreshauptversammlung findet am 
Samstag, den 09. März 2024, um 10:00 Uhr im Willy-Prölß-Saal des Karl-Bröger-Zentrums (Karl-Bröger-Straße 9, 90459 Nürnberg) statt. 
Zu der Jahreshauptversammlung sind alle Frauen in der SPD Nürnberg herzlich eingeladen. Für Rückfragen stehen wir euch unter der 
E-Mail-Adresse frauen@spd-nuernberg.de gerne zur Verfügung. Anbei findet ihr unseren Vorschlag für eine Tagesordnung. 

Vorgeschlagene Tagesordnung: 
1. Begrüßung
2. �Konstituierung 

a. Wahl der Mandatsprüfungs- und Wahlkommission 
b. Wahl der Versammlungsleitung 
c. Beschlussfassungen über vorgeschlagene 
    Geschäfts- und Tagesordnung

3. Grußwort
4. Bericht des Vorstands 2022-2023
5. Aussprache
6. Entlastung des Vorstands
7. �Wahl des Vorstand 

a. Wahl der Vorsitzenden 
b. Wahl der Stellvertreterinnen 
c. Wahl der Beisitzerinnen

8. �Wahl der Delegationen 
a. Wahl der Delegation zur  
    Jahreshauptversammlung 
    des Unterbezirks Nürnberg 
b. Wahl der Delegation zum Parteiausschuss des 
    Unterbezirks Nürnberg 
c. Wahl der Delegation zur Jahreshauptversammlung 
    der SPD Frauen Mittelfranken

9. �Wahlvorschläge 
a. für die Delegation zur SPD Frauen Landeskonferenz 
b. für die Delegation zur SPD Frauen Bundeskonferenz

10. Antragsberatung (parallel zu Wahlen)
11. Sonstiges 
12. Schlusswort

Solidarische Grüße
für den Vorstand Canan Candemir


